
fI 
DIE DEUTSCHE WISSENSCHAFTLICH ­

~ 

TECHNISCHE FACHZEITSCHRIFT 

FUR DIE ZIVILE VERTEIDIGUNG 

HERAUSGEBER: DIPL.-ING ERHARD SCHMITT, VIZEPRÄSIDENT DES BUNDESAMTES FOR ZIVILEN BEVOLKERUNGSSCHUTZ 

MITARBEITER: Präsident Bargatzky, Ippendorf ; Freiherr von Berchem, Referent 
im Generalsekretariat des Deutschen Roten Kreuzes, Bonn ; Ministerialrat A. Dede­
kind , Hannover ; Dr. Dräger, Lübeck; Dr.-Ing . Ehm, Bad Godesberg; Oher­
ingenieur Feydt, Bad Neuenahr ; Dr.-Ing . Glrnau , Geschäftsführer der STUVA, 
Düsseldorf; General a. D. Hampe, Bonn; Ministerialdirigent Dr. jur. Herzog , 
Bayer. Staatsm inister ium des Innern, München ; Dr. Klauer, Berlin ; Dr.- Ing . 
Koczy, Munster; Erich Kohnert, Köln ; Dr.- Ing. Meler-Wlndhorst, Hamburg ; 
o. Prof. Dr.- Ing. Paschen, TH Braunschweig; Dr. Rudloff , Bad Godesberg ; 
Dr. Sarholz, Bonn-Dui sdar! ; Dip lomvolkwirt Schulze Henne, Bonn; Prof. Dr. med. 
Schunk, Bad Godesberg; Ministerialdirektor H.-A. Thomsen, Bundesmi n ister ium 
des Innern , Ronn ; Hans Clemens Weller, Bonn. 

Schrlftlellung : Ministerialrat Dipl. - Ing. Hermann Leutz, Bad Godesberg (verant­
wortlich für den Abschnitt "Baulicher Zi vilschutz"); Ministerialrat Ludwig ScheichI. 
Impekoven über Bonn (verantwortlich für den Abschnitt "ABC-Abwehr") ; Oberst 
i. G. a. D. Hetzei , Bad Godesberg (veran twortlich für den Abschnitt "Zivilverte i­
digung und Wehrkunde"); Verwaltungsdirektor A. Butz , Köl n (Zivilschutz-Auf­
gaben der Kreise und Gemeinden) ; Reg ierun gsbaud i rektor Dipl .- Ing . A. Kl ing­
müller , Heisterbacherrott ; Dr. Udo Schützsack , Karl sruh e (ve rantwortlich für den 
all gemeinen Tei l). 

Anschrift : 54 Koblenz , Postfach 2224, Fernsprecher: (0261 ) 80158 

Ver lag , Anzelger.- ulld Abonnementsverwaltung : Zivi lschutz-Verlag Dr. Ebeling KG , 
54 Koblenz-Neuendorf , Hoch straße 20- 26, Fernsprecher (0261 ) 801 58. 

Ver lags- und Anzeigen le itung . Ku rt Wagner. 

Mit Namen gezeichnete Beiträge geben die Meinung der Verfasser wieder und 
müssen nicht unbedingt mit der Auffassung der Schriftle itung übereinstimmen . 

Für ohne Aufforderung eingesandte Manuskripte , Fotos usw. übernehmen Verlag 
und Schrift leitung ~eine Haftun(l . Ein(' Rücksendung erfolgt nur, wenn- ·Frei ­
umschlag beigefügt ist. 

Bezugsbedingungen : Der "Zivi lschutz" erscheint monat lich einmal gegen Ende 
des Monats. Abonnement vierte lj ährli ch 8,40 DM zuzügli ch Versand kosten. Ein ­
ze lheft 3,50 DM zuzüglich Porto. Außerdem werden 5 ' /0 Mehrwertsteuer berech­
net. Bestellu ngen beim Verlag , bei der Post oder beim Buchhandel. Kündigung 
des Abonnemen ts bis Vierteljahresschluß zu m Ende des nächs ten Vierteljahres . 
Nichterscheinen infolge höherer Gewalt berechtigt nicht zu Ansprüchen an den 
Verl ag . 

Anzeigen : Nach der zur Zeit gült igen Preisliste Nr. 6. Bei lagen auf Anfrage. 

Zahlungen : An den Zivilschutz-Verl ag Dr. Ebel ing KG , Koblenz , Postscheck­
konto Köln 14542, Bankkonto Dresdner Bank AG Koblenz, Kontonummer 24005. 

Verb~r :" C':a, Vervielfältigung und Obersetzung der in der Zeitschrift veröffent­
lichten Beiträge : Das ausschl ießli che Recht behäl t sich der Verl ag vor. Nach­
druck, aus auszugsweise , nur mit genauer Quell enangabe, bei Originalarbeiten 
außerdem nur nach Genehmi gung der Schriftleitung und des Verl ages. 

Druck ; A. Daehler, Koblenz-Neuendorf , Hochstraße 20-26. 

KOBLENZ - OKTOBER 1969 

33 . JAHRGANG - HEFT 

TABLE OF CONTENTS 

10 
Underg roun d railways as large shelters 307 

The Water Supply Securing Act from new 
aspects. Part 2 309 

More safe ty on the streets - the vO luntary 
auxi liary organizations indispensabl e in 
the praventive acci dent help 312 

Not ification on structural engi neeri ng prin-
ci pies for large shelters of fundamental pro­
tecti on comb ined with underground rai lways 
as multipurpose construct ions 316 

Stru ctural engineerin g principles for large 
she lters of fundam ental protection combined 
wi th underground railways as multi purpose 
constructions 316 

Patents review 326 

Patentsl ist 326 

Paten ts repo rts 328 

Pe~ona l n ~es ~4 

Topical review 334 

TABLES DES MATIERES 

Chemins de fer sou terrains comme grands 
abris 

La loi pour assurer I'a limentation en eau 
sous nouve ls aspects. Part 2 

Plus de securi te pour les routes - les 
organi sations de secours volontai res pas 
indispensable dans la secours prevent if 
d 'accidents 

Annonce sur les principes techniques de 
construction pour grands abris de protec­
tion combines avec des chemins de fer 
souterrai ns comme constructions a 
multiple buts 

Principes techniques de construction pour 
grands abris de protect ion de la protee­
lion fondamentale combines avec des 
chemins de fer souterrain s comme 
const ructions a multip le but 

Revue des brevets 

Liste des brevets 

Rapports des brevets 

Notes personnelles 

Tour d ' horizon actuel 

307 

309 

312 

316 

316 

326 

326 

328 

334 

334 



Aus dem LieferprogrBmm über 

5CH UTZRAUMAB5CH Lü55E 
Bauart Bochumer Eisenhütte LASTENBEREICH : 0,1 - 100 atü 

DRUCKTOREN 

in Normal- und Sonderabmessu ngen 

DRUCKTORE 

für Großraumöffnungen Ausführu ng als Stahl- und Stahlbetonkonstrukt ion 

DRUCKSCHLEUSEN 

für jeden Bedarfsfall mit hydraulls~her und elektri scher Verkettung 

DOSIERUNGEN 

zur Regelung der einzuschleusenden Personen 

ZÄHLWERKE 

zur Feststellung der Bunkerbelegung 

BEOBACHTUNGSKLAPPEN 

zur überwachung der Schleusen 

SONDERKONSTRUKTIONEN 

a) Jalousietüren 

b) Strahlu ngshemmende Türen 

c) Notausstiege 

SCHNELLVERSCHLOSSE 

a) für Luftschächte, mit und ohne Strah lenschutz 
Hydro ulik-Orucksa,l e use mit Oosiorungsonloge 
fü r e inzuschl e uu nd e Perso nen 

b) für Leitungsrohre , mechani sch und hydraulisch mit kürzesten 
Versch lußzei ten 

LASTBEREICH: bis 30 atü 

SCHUTZRAUM- UND SCHUTZSTOLLENAUSBAU 

a) ir. TH-Profilen der Gewich tsklassen 13 - 50 kg/m 

b) In G I-Profilen der Profil kl assen Gl100 - G1140 

c) in Tiefbau-S-Profilen der Profi lklassen TS 60 - TS 130 

'l 
PROJEKTIERUNGEN 

BOCHUMER EISENHüTTE HEINTZMANN &CO 
,~- I 

, tl 
~---y \ 

Maschinenfabrik und Grubenausbau 

Oo.ierun gsc nJO'lle 463 BOCHUM - BLOCHERSTRASSE 33 - FERNRUF 60471 

8,and 23 der Schriftenreihe Zivilschutz (DIN A 5) 

Bautechnische Grundsätze 
für Schutzraumbauten 

1, Bautechnische Grundsätze für Hausschutzräume des Grundschutzes 
2_ Bautechnische Grundsätze für Hausschutzräume des verstärkten Schutzes 

3, Bautechnische Grundsätze für Lieferung und Abnahme von Abschlüssen der Schutzräume 

mit Einführung von Ministerialrat Dipl.- Ing. Leutz : Konstruktionsprinzipien für die deutschen 
Hausschu tzräume des Grundschutzes und des verstärkten Schutzes 

Fa ssun g April 1969 

Herausgegeben vom Bundesministerium für Wohnungswesen und Städtebau 

Zu beziehen zum Preis von DM 6,40 
zuzüglich Versandkosten und MWSt. durch den Fachbuchhandel oder direkt vom 

Zivilschutz-Verlag Dr. Ebeling KG. Koblenz . Postf. 2224 



ZIVI LSC H U TZ 
33. JAHRGANG HEFT 10 OKTOBER 1969 SEITEN 305-336 

VORMALS ZIV IL ER LUFTSCHUTZ 

UND BAULICHER LUFTSCHUTZ 

Unterirdische Ba,hnen als Großschutzröume 

von H. Leutz, Bonn - Bad Godesberg 

Die Steigerung des Verkehrs in den deutschen Groß­
städten und die Unmöglichkeit, ·d ie städtischen Straßen auf 
das Verkehrsbedürfnis des Ind ividualverkehrs abzustellen , 
machen den Ausbau der öffentlichen Verkehrswege erfor­
derlich. Bisher haben sich 18 deutsche Großstädte dazu 
entschiossen, unteri rdische Bahnen zu bauen oder die Stra­
ßenbahn im Stadtkerngebiet unterirdisch zu führen. 

Bauli che Schutzvorkehrungen unter Gelände haben sich 
für die Zivilschutzerfordernisse als besonders wirkungsvoll 
erwiesen . Die Notwendigkei ten des Verkehrs und ·des Zivil­
schutzes zwi ngen , unter Gelände zu gehen und es liegt 
daher nahe, diese beiden Aufgaben zu kombinieren und 
eine für sie gemeinsame Lösu ng zu suchen. 

Bereits die Sachverständigenkommission , die im Jahre 1961 
zu Untersuchungen von Maßnahmen zur Verbesserung der 
Verkehrsve rhäitn isse in den Gemeinden gebildet wurde, 
hat in ihrem Bericht vom Jahre 1964 diese Fragen behan­
delt. Die Bu ndesreg ierung befürwortet in ihrer Stel lung­
nahme zu diesem Bericht die Errichtung öffentlicher Schutz­
rä,ume im Zusammenhang mit dem Bau unterirdischer Ver­
kehrsanlagen. 

Der Bund übernimmt auf Antrag im Rahmen der ve rfüg­
baren Hausnaltsmittel die ziv i lschutzbedingten Mehrkosten 
von Planung und Ausführung . Über die Förderu ngsmög­
lichkeit ·der von den Ländern und Gemeinden vorgeschla­
genen Bauvorhaben entscheidet ei ne Interministerielle Kom­
mission (IMK) unter Vorsitz des Bundesministers des 
Innern . Mitglieder der IMK sind neben dem Bundesm ini­
ster des Innern der Bundesministe r der Finanzen, der 
Bundesmi nister für Verkehr, der Bundesschatzm inister, der 
Bundesmi nister für Wirtschaft und der Bundesminister für 
Wohnung swesen und Städtebau. 

Bei der Zivilschutzplanung muß berücksichtigt werden, 'daß 
der im Ernstfail ZUr Verfügung stehende Schutzumfang da­
von abhängt, ob geeig nete baul iche Maßnahmen vorher 
getroffen wu rd en. 

Schutz gegen herabfal lende Trümmer, gegen radioaktive 
Niederschläge, gegen Brandeinwirkungen sowie gegen bio­
logische Kampfmittel und chemische Kampfstoffe sind im 
Ernstfall die wichtig sten Vorau ssetzungen für das Über­
leben. Unterirdisch e Bahnanlagen waren bereits im 2. Welt­
krieg Zufluchtsstätten für die Bevölkerung. Unterirdische 
Bahnhöfe können auch in einem künftigen Verteidigungsfall 
zu wertvollen Schutzanlagen werden , wenn Zivilschutzüber­
leg urigen bereits bei ihrer Pl anung berücksichtigt werden. 
Der A·usbau zu Schutzanlagen und die nötigen technischen 
Einri chtungen lassen sich anderwärts nicht annäh ernd mit 
so wirksamen und geringen Aufwend ungen schaffen. Die 
Städte so llten diese einmalige Gelegenhei t bei der Planung 
von U-Verkehrsanlagen nicht versäumen . 

Wenn auch Untergrundanlagen des fli eßenden und ruhen­
den Verkehrs ganz zweife llos nach verkehrspo litischen, 

verkehrswirtschaftlichen und technischen Gesichtspunkten 
zu planen sind , so sollten die Ges ichtspunkte des Zivil­
schutzes gleichrangig sein und gleichzeitig berücksichtigt 
we rd en . Sie aus den Überlegungen auszuklammern, hieße, 
bei der Stadtplanung an ei ner besonders günstigen Ge­
legenheit zur Errichtung von Großschutzräumen vorbeizu­
gehen. 

Das unterirdische Verkehrsnetz kann zu einem Schutz­
system werden . Die wichtigste technische Grundlage eines 
Zivilsch utzes sind bauliche Schutzsysteme. Alle übrigen 
Maßnahmen des Zivilschutzes haben damit verglichen nur 
vorbereitenden C-h araktet:, wenn sie auch notwendige Ver­
vollständigungen bilden. 

Nach der heutigen für alle Staaten Europas geltenden 
Konzeption si nd die baulichen Zivilschutzprobleme in ers :er 
Linie durch die Anl age von Schutzräumen in den Wohn­
und Arbeitsstätten zu lösen. Mit den geplanten U-Bahn­
höfen könnten die Städte in den Besitz öffentlicher Schutz­
räume gelangen , insbesondere in den dicht bebauten 
Innenstädten und an den Verkehrsknotenpunkten, also im 
Bereich starken Verkehrs. U-Bahnanlagen könnten mithin 
in Zukunft nicht nur das Verkehrsproblem , sondern auch 
das Prob lem des öffentl ichen Schutzraumbaues lösen 
helfen . 

Die im Zuge der Planung von unterirdischen Bahnen er­
forderlichen baul ichen Schutzvorkehrungen würden um­
fassen : 

Schutztech nisch richtige Ausbildung der Zugänge 
der U-Bahnstati onen , 

Einplanung von Tunnelabschlüssen , 

Planung von Lüftungsanlagen , Wasserversorgung 
und Abwasserbeseitigung sowie von Stark- und 
Schwachstroman lagen. 

Konstruktionen 

Großschutzräume müssen in sich geschlossene, luftdicht 
abschließbare bau': iche Anlagen sein . 

Im Grundschutzprogramm wird auf eine Resistenz des 
Bauwerkes gegen erhöhte Luftstoßbelastungen aus Waffen 
verzichtet. Dennoch muß mit zusätzlichen Beanspruchungen 
des Schutzraumes aus den Trümmern einstürzender Ge­
bäude gerechnet werden , wobei die Trümmerbildung durch 
mittlere Waffenwirkun gen und Brände verursacht werden 
kann . 

Großschu t:räume sind so auszuführen , daß von de .. Strah­
lung rad ioaktiver Niederschläge höchsten s der hunderste 
Teil .in das Innere des Schutzraumes eindringen kann . 
Gegen äußere Brande inwirkungen , di e zu verhältnismäßig 
langen Wärmebelastungen führen können , müssen die Um­
fassungs bauteile und die AbschlÜSSe einen ausre ichenden 
Schutz bieten . 
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Durch die Tiefenlage der unteri rdi schen Bahnen sowie durch 
die aus technischen Grün den bereits friedensmäß ig er­
forderlichen Betonabmessungen der Decken-, Wand- und 
Bodenplatten sowie der Tunnelröhre ist ein ausreichender 
Schutz gegen die im Ernstfall auftretenden äußeren Be­
lastungen nahezu immer gegeben. 

Abschlüsse 

All e Offnungen 'in den Außenwänd en der Stationen , wie 
Eingänge, Ausgänge, Lüftungsrohre und die beiden Enden 
der Bahnsteige, müssen durch Stahl- oder Stahlbetonab­
schlüsse gasdicht verschließbar ausgebildet werden. Hier­
für genügen Abschlüsse in einfachster Ausführung ledig­
lich mit Handbedienung. 

Technische Anlagen und Einrichtungen 

Die technischen Aniagen und Einrichtungen von Groß­
schutzräumen müssen Daueraufentl1alt be i erträglichen 
raumklimatischen und hygienischen Verhältnissen und aus ­
reichender Beleuchtung gewährleisten. 

Automatische Regelanlagen sind nur für die Netzersatz­
anlage zur Regelung des Raumluftzustandes, fÜr Drucker­
höhungsanlagen, Abwasserpumpen und den Kühlwasser­
kreislauf zu verwenden. Daneben muß aber auch eine Re · 
gelung durch Handbetrieb möglich sein . 

Lüftungsanlagen 

Alle Schutzräume müssen mit Lüftungsanlagen ausge­
stattet sein , dam it im Schutzrauminnern auch bei Dauer­
belegung physiol og isch zumutbare Verhältnisse gewähr­
le istet si nd . Mit der Lüftungsanlage sollen Sauerstoff zuge­
führt und Ko·hlensäure, Feuchtigkei t und Wärme abgeführt 
werden . Dieser Austausch muß so qeflihrt werden , daß 
keine schädlichen Einflüsse von Waf :cnwirkungen durch 
die Lüftungsöffnungen in den Schutzraum eindringen 
können. 

Daher wird im Schutzl·uftfall die Außen luft über Filte r ge­
führt , wobei für den ABC-Schutz geeignete Raumfilter und 
für ,die Wärme- und Feuchtigkeitspufferung sowie für ei ne 
Grobstaubfilterung lSandvorfiiter verwendet werden . Die 
Lüftungsanlage muß als maximalen Raumluftzustand eine 
Effektivtemperatur von 26° C in den Grenzen von 26° C 
bei 100 Prozent relativer Feuchte und 30° C bei 50 Prozent 
relativer Feuchte gewährleisten können. 

Die Lüftungsanlage muß unter Zusatz der Außenluftrate im 
Normal- und Schutzlüftungsfall mit einem bestimmten Um­
luftanteil gefahren werden , damit der geforderte Raum­
iuftzustand erreicht wird. 

Die Außenl·uftrate muß je geschützte Person im Normal­
lüftungsfall 150 Ilmin , im Schutzlüftungsfall mindestens 
30 Ilmin betragen . 

Bei d er Bemessung der Anlage ist für jede geschützte 
Person eine Wärm eabgabe von 100 kcal in der Stunde an­
zusetzen . Für den Zustand der Außenluft ist der Bereich 
zwischen 32° C bei 40 Prozent relativer Feuchte und der 
Ortstemperatur im Winter nach DIN 4701 (90 Prozent bis 
95 Prozent relativer Feuchte) anzunehmen. Sonnenein­
strahlung und Wämeabgabe ·der Beleuchtung dürfen außer 
Ansatz bleiben . 

Der Temperaturunterschied zwischen Raumluft und der 
Zu luft soll rd . 7 bis 10° C betragen. 

Die LÜ'ftungsanlage muß einen Überdruck zwischen 5 und 
20 mm WS aufrechterha lten können. 

Filter 

Bei der Schutzlüftung ist die Außenluft über Sandvorfilter 
und einen ABC-Filter anzusaugen . 

Die Sandvorfi lter müssen geeignet se in, das Eindringen 
radioaktiven Staubes und anderer schädlicher Stäube aus­
reichend 2'U verhindern. 

Die Sandvorfilter sind darüber hinaus so auszubiiden, daß 
bei ei ner über sechs Stunden auf sie einwirkenden Außen­
luft mit einer Temperatur von 200° C die Zulufttemperatur 
auf nicht mehr als 30° C ansteigt. 

Die Schutzwirkung von Sandfillern gegen Wärme ist, wenn 
sie nach den vorliegenden " Bautechn ischen Grundsätzen " 
ausgeführt wird , durch eine Reihe experimenteller Arbeiten 
ausreichend belegt. Im Sandvorfilterraum ist für einen Luft­
durchgang von 1 000 Ilmin 1 ml ungewaschener Brechsand 
der Korngruppe 3/7 mm vorzusehen. Die Sandschüttung soll 
in Richtung des Luftdurchganges eine Höh e von 2 m haben. 
Hinter dem Sandvorfilter werden ein Schwebstoffilter (Son­
derk lasse S) und ein Akt ivkohlefiiter in Raumfilterbauweise 
geschaltet, die ei ne Feinstreinigung der Außenlu ftrate 
bei ABC-Verunreinigungen gewährleisten . 

Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung 

Der Daueraufenthalt einer großen Anzahl Menschen in 
Schutzräumen bring t erl1ebliche Probleme der Wasserver­
sorgung und Abwasserbeseitigung unter den besonderen 
Bedingungen des Schutzfalles mit sich. Das Trinkwasser 
muß während des gesamten Aufenthaltes von ausreichender 
Qualität sein. Für Zwecke der Kühl ung müssen erhebliche 
Wassermengen bereitgestellt werden , die aber im ailge­
meinen dem öffentlichen Netz im Katastrophenfall nicht 
mehr entnommen werden können . Oie Schutzräume sind 
an öffentliche Wasserversorgungsnetze anzuschließen . Zur 
E·igenwasserversorgung ist zusätzlich ein Brunnen anzu­
legen ; öffentliche Schutzräume werden nur dann gebaut, 
wenn die Anlage eines Brunnen möglich ist. Soweit es die 
Qualität des Brunnenwassers unabdingbar erfo r,dert, ist 
eine Wasseraufbereitungsanlage vorzusehen . Übergabebe­
hälter und , soweit erforderlich, Vorratsbehä: ter für Trink­
wasser sind im Schutzraum anzulegen . Bei einer Trink­
wasserbevorratung mÜSSen die für ein Chloren erforder­
lichen Anlagen vorgesehen werden . 

Die techn ischen Einrichtungen si nd füre ine Mel1rfachnutzul1<g 
des Brauchwassers auszulegen. 

Die Abwasserbeseit igung wird in erster Linie durch Forde­
rungen ·der Sicherhei t und Wirtschaftli chkeit der Ausfüh­
rungen bestimmt. Die Schutzräume werden daher mit 
Reihenabortanlagen mit Tiefspülung, Sammelsyphon und 
Sammelspülkästen mit verstellbarer Spülmenge ausge­
stattet. Sie werden mit einer Abwasserhebeaniage versehen 
und an das öffentliche K'analisationsnetz oder einen Vor­
fluter angeschlossen. 

Stark- und Schwachstromanlagen 

Ähnlich dem Fall der Wasserversorgung werden die Schutz­
räume für den Schu tzfall mit einer Eigenversorgung auS­
gestattet. Es kann nicht erwartet werden , daß das öffent­
liche Netz im Katastrophenfall betriebsfähig bleibt. Zur 
Eigenversorgung werden die SChutzräume mit Netzersatz­
anlagen ausgestattet, die bei Au sfaH der öffentlichen Elek­
trizitätsversorgung die gesamte erforderliche Energ,ie bereit­
ste"en. 

Die Netze rsatzanlag en sollen in der Regel mit wasserge­
kühlten Dieselmotoren ausgestattet werden . Die Diesel-
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motore sind mit elektrischem Anlasser zu starten. Hier­
zu sind Nickel-Cadmium-Startbatterien zu verwenden , 
deren Einsatzbereitschaft mitteis Ladegleichrichter sicher­
gestellt ist. Die Verbren nungslu ft ist dem Maschinenraum 
zu entnehmen. 

Vorratsbehälte r für Kraftstoffe können für 2/3 der Vorrats­
menge in unmittelbarer Nähe des Schutzraumes angelegt 
werden . 

Es dürfen nur Leitu ngen und Materialien eingebaut werden , 
d-ie fü r feuchte Räum e geeignet sind. Im Aufs ichtsraum 
müssen Einrichtungen für Rundfunkempfang und für die 
Übermittlu ng von Nachrichten und Signalen vorgesehen 
werden. 

Beispiel fü r die Errichtung eines öffentlichen Schulzraumes 
in einer U-Bahnstation 

Ein gutes Beispiel der Nutzung einer U-Bahnanlage als 
Schutzraum zeigt die Untergrundbahn in Rotterdam: 

Vor wenigen Jah ren ging Rotterdam daran , eine Unter­
grundbahn zu r Bewä ltigung der innerstädti schen Verkehrs­
probleme zu bauen. Schon in einem frühen Stadiu m der 
Planung wurde ei ne Studie ausgearbeitet, welche Mög lich­
keiten einer teilweisen oder vollständigen Koordinierung 
mit dem Schutzbauprogramm untersuchen sollte. 

Die Stud ie bewies, daß es nicht verantwortbar gewesen 
wäre, die beim Bau der U-Bahnanlage sich bietenden 
schutztechnischen Möglichkeiten ungenutzt zu lassen. 

Die erste, bereits fertiggestellte Ausbaustufe der Rotter­
damer U-Bahn hat ei ne Strecken länge von nur 5,4 km. Im 
nördlich der Maas gelegenen Streckenabschnitt wurden 
vier U-Bahnstationen (Central, Stadhuis, Beurs und Leuve­
haven) im unmittel baren City-Bereich errichtet; sie wurden 
al':e mit geringen Kosten zu öffentlichen Schutzanlagen 
ausgebaut. 

All e diese U-Bahnstationen sind mehrgeschossige Tief­
bauten, d ie ihre Fahrkartensch alter in einer Fußgänger­
passage im ersten Tiefgeschoß haben , während die U-Bahn­
steige noch ein oder zwe i Geschosse tiefer l iegen. 

Die Bahnsteige si nd 120 m lang und zwischen 3,5 mund 
9,0 m bre it. Die einzelnen Sta tion en werden ein Fassungs­
vermögen von 2500 bis 4500 Schutzraum plätzen haben . 
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Bei der Detailplanung der Schutzanlagen in den U-Bahn­
stationen war es nicht erforderlich , die Betonabmessungen 
der Wände, Decken- oder Bodenplatten abzuändern. 

Ledigl ich alle Öffnungen in den Außenwänden der Sta­
tionen wie Eingänge, Au sgänge, Lüftungsro'hre und die 
Tunnelöffnungen an bei den Enden der Bahnsteige wurden 
durch Stah·lschiebetore gasdicht verschließbar ausgebildet. 
Züge, die zum Zeitpunkt eines Luft- oder ABC-Alarms sich 
in den Sta tionen befinden , sollen als Sitzräume in Anspru ch 
genommen werden . 

Während eine künstliche Lüftu ng für Normalzeiten für die 
U-Bahnstationen nicht notwendig ist, wurden für den 
Schu tz fall Lüftungsanlagen mit Luftfiltereinrichtungen ein­
gebaut. Die Rotterdamer U-Bahnstationen sind mit Netz­
ersatzanlagen ausgestattet. Bei der Bemessung dieser Netz­
ersatzanl agen wurde der im Schutzfal l au ftretende Lei­
stungsbedarf berücksichtigt, so daß die Schutzräume auch 
bei Ausfall der öffentlichen Stromversorgung funktions­
fäh ig b·leiben. 

Entsprechend den örtlichen, geologischen und technischen 
Gegebenheiten dienen die Tunnelröhren nur als Rettungs­
und Verbind ungswege. Die U-Bahnstationen Stad·huis und 
Leuvehaven si nd durch zusätzliche unterirdische Verbin­
dungswege mit dem Rathaus und der städt ischen Rettungs­
zentrale verbunden, so daß ärztliches Personal geSChützte 
Zuwege zu den besonders ausgestatteten Sanitätsräumen 
in den U-Bahnstat io nen hat. Die konstruktiven Erfordernisse 
dieser Sonderräume sind d iese lben w ie die allgemeiner 
Schutzräume. 

Die Mehrkosten, die info lge der Berücksich tigung schutz­
techni scher Erfordernisse bei den Rotterdamer U-Bahnsta­
tion en entstanden , betrugen nach dem Bericht des nieder­
ländischen Innenm inisteriums knapp 4"/" der Baukosten, 
obwohl diese Schutzräume auch gegen Luftstoß schützen. 
Im Einvernehmen mit dem Bundesmi nister des Innern und 
dem Bundesschatzminister wurden vom Bundesminister für 
Wohnungswesen und Städtebau die .. Bautechnischen 
Grundsätze für Großschutzräume des Grundschutzes in Ver­
bindung mit unterirdischen Bahnen als Mehrzweckbauten" 
in der Fassung August 1969 aufgeste ll t. 

Sie wurden in einer Beilage des Bundesanzeigers Nr. 176 
vom 23. September 1969 veröffentlicht. (Wortlaut s. auch 
Se ite 316 ff in diesem Heft) . 

Das Wassersicherstellungsgesetz in neuer Sicht (11. Te il ) 

von Min isterialrat Dr. Horst Roeber, Bonn-Bad Godesberg 

Der Standort des Brunnens ist so zu wählen , daß die Be­
schaffenheit des Grundwassers nach Zerstörung oder Be­
SChädigung von in der Nähe befindlichen Abwasseran­
lagen , von Heizö l- und Tre ibstoffbehältern oder äh nl ichen 
Anlagen wenig nachteil ig verändert werden kann . Der Bau 
oder der Umbau von Brunnen für die Sicherstellung des 
Eigenbedarfs von Betrieben und Anstalten (z . B. Kranken­
häusern) ist nur dann vertretbar, wenn die Wasserversor­
gung nicht durch Ausnutzung der vollen Leistungsfähigkeit 
der eigenen Wasserversorgungsanlagen gesichert werden 

kann oder die Sicherung im Rahmen vorhandener Anlagen 
oder Einrichtungen der zen tra':en Wasserversorgung unver­
hältnismäßig hohe Aufwendungen erfordern würde. Eine 
Ausstattunng von K ~::nkenhäusern mit Notbrunnen aus Mit­
teln des Kap. 3610 ist nur dann vertretbar, wer., über die 
eigentlichen Krankenhauszwecke hinaus die Zivilbevölke­
rung im Umkreis mit Trinkwasser aus d iesen Einzelbrunnen 
versorgt werden kann. Die Haushaltsmittel des Kap. 3610 
sind nicht dazu bestimmt, Krankenhäuser mit Notbrunnen 
auszustatten. Das zählt vielmehr zu den Baumaßnahmen 
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an Krankenhäusern , die aus Mitteln des Kap. 3604 be­
stritten werden und dem Bundesministerium des Innern 
unterstehen . 

In jedem Falle sind die Brunnen nach den anerkannten 
Regeln der Technik zu erstellen . Sie dienen vorrangig der 
Trinkwassernotversorgung. cur Sicherung der Betriebswas­
serversorgung können die örtlichen Wasservorkommen her­
angezogen werden , ·die unter dem geringsten technischen 
Aufwand vordringiich die betriebl ichen Anforderungen an 
Wassermenge und dann erst an Wassergüte erfüllen kön­
nen . Bei der Sicherung der Löschwasserversorgung ist eine 
Beschränkung auf die mengenmäßige Anforderung mög­
lich . Brunnen , die an sich für Betriebs- und Löschwasser­
versorgung bestimmt sind, können in die Maßnahmen zur 
Sicherung der Trinkwasserverso rgung miteinbezogen wer­
den , wenn die Leistungsfähigkeit der Brunnen dies zu­
läßt und die Güte des Wassers den Anforderungen an die 
Trinkwasserbeschaffenheit entspricht. 

Die Bedarfsermittlung hat den lebensnotwendigen Bedarf 
an Trinkwasser für die Menschen , für Betriebe und An­
stalten, die Trinkwasser verarbeiten, und für die Haltung 
von Nutztieren , die im Verteidigungsfall auf eine Versor­
gung angewiesen si nd, zu berücksichtigen. Betriebswasser 
im unentbehrlichen Umfang für die Versorgung mit Lebens­
und verteidigungswichtigen Le istungen sowie der Bedarf 
an Löschwasser ist zu ermitteln . Bei der Ermittlung des 
Trinkwasserbedarfs wird die Anzahl der zu versorgenden 
Personen zugrunde gelegt. Das ist die in einem Raum an­
säss ige Zivilbevölkerung ei nschiießlich der im Planungs­
raum beschäftigten Personen zu Beg inn der Planung unter 
Berücksichtigung der voraussichtlichen Bevölkerungsent­
wicklung in den darauffolgenden fünf Jahren nach den 
Ang aben der zuständigen Stellen , der Zahl der Stre itkräfte 
und der Zahl der im Verteidigungsfall zusätzlich zu ver­
sorgenden Perso nen (z. B. bei 'der vorübergehenden Unter­
bringung vo n Bewohnern bestimm~er, besonders gefähr­
deter Gebiete in anderen Gebieten gemäß § 12 Ab . 2 des 
Gesetzes über di e Erweiterung des Katastrophenschutzes) 
nach An gaben der für die Zivilverteidigung zuständigen 
Behörden und Diensts tellen. Besonders aufzuführen sind 
die Krankenhäuser, Hilfskrankenhäuser und Anstalten , die 
der Unterbringung pflegebedürftiger Personen dienen. Als 
Bedarfswerte werden fü r den lebensnotwendigen Bedarf in 
der Regel 15 I je Perso n und Tag angenommen . '0) Das 
~st die Menge, die für den menschlichen Genuß und Ge­
brauch uneri äßlich ist. Zu dieser Menge treten die un­
vermeidbaren Verl uste bei dem Betrieb der Wasserversor­
gungsanlagen (Schwappverluste) . Der Ermittlung des Trink­
wasserbedarfs der zu versorgenden Personen sind daher 
folg ende Regel -Werte ") zugrundegelegt worden . 

10) Der Bundesgesundheitsrat hatte am 29. Juni 1965 einen Mind.est­
bedarf an Trinkwasser von 2.5 i/Kopf und Tag festgelegt. Diese 
Menge bezieht sich jedoch nur auf eine Bervorratung für nicht 
arbeitende Menschen während der auf maximal 14 Tage zu be­
grenzenden Oberl ebensphase in der Bet reuung sgemeinschaft des 
Schutzraumes. Damit war jedoch d ie Frage offen , wie hoch der 
lebensnotwendige Bedarf an Trinkwasser au ßerhalb eines Schutz­
raumes und außerhalb ei nes Haushaltsbevorratungsprogramms 
gemäß § 3 Nr. 1 WasSG zu bemessen sei. Der Ausschuß 9 (Was­
ser und Abwasser) des Bundesgesundheitsrates hat sich hierzu 
am 7. Mai 1969 geäußert und erk lärt : ., Au ßerhalb eines Schutz­
raum es und eines Haushaltsbevorratungsprogramms ist der Be­
darf der Bevölkerung auf 15 I/ Kopf und Tag zu bemessen, soweit 
eine netzunabhängige Notversorgu ng aus Einzelbrunnen erfolgen 
soll . 

Durch Berei tstellung dieser Menge allei n ist die Entwi ck lung un­
tragbarer Mißstände und Seuchengefahren nicht zu ve rhind ern. 
Gesicherte hygieni sche Verhältnisse können nur durch eine Min­
destwassermenge von 50 I/Kopf und Tag arrei cht werd en. d ie nur 
durch die zentrale Trinkwasserversorgung geliefert werden kann . 
Sie behä lt auch in Notzeiten ihre Bedeutung ." 

Zivilschutz Heft 10 

1. Bei ,der Versorgung aus 
Einze lanlagen (Brunnen , 
Quellen) und beweg'lichen 
Einrichtungen 20 I 

2. Bei der Versorgung aus 
zentralen Anlagen 50 I 

3. Bei der Verso rgung aus 
stationären Behältern 100 I 

4. Zur Versorgung von 
Krankenhäusern und An­
stalten je Krankenbett in 
allgemeinen Kranken-
häusern ; 75 I 

bei Krankenbetten in 
chirurgischen und Infektions-
krankenhäusern 150 I 

je Person und Tag 

Für Betriebe und Anstalten, deren Weiterarbe it nach der 
Zivilverteidigungsplanung unerläßlich ist, wird der Bedarf 
an Trin kwasser an Art und Umfang der Leistungen, die 
der Betri eb oder die Anstalt zu erbringen hat, errechnet. 
Unter diese Kategorie fal len beispielsweise Betriebe der 
Ernährungsindustrie und Arzneimittelwerke. Sie benötigen 
für ihre Produktion Wasser von Trinkwasserqualität. Soweit 
eine Weiterarbeit im Rahmen der zivilen Verteidigungspla­
nung notwendig ist , muß ihr Bedarf an Trinkwasser ge­
sichert werden. Die für ,die We iterarbeit erforderlichen 
Trinkwasserrnengen lassen sich jedoch nicht generell fest­
legen. Sie müssen für jeden Betrieb aufgrund der im Ver­
teidigungsfal l gegebenen Produktionsauflage im einzelnen 
ermittelt werden . Das Personal in diesen Betrieben und 
Anstalten wi rd bei der Bemessu ng ,des Trinkwasserbedarfes 
zusätzlich zu 'berücksichtigen sein . 

Der Trinkwasserbedarf in Trinkwasserqualität für die Hal ­
tung von Nutztieren ist zu ermitteln und einzuplanen, wenn 
das Vieh nicht aus vorhandenen Weidebrunnen oder Ober­
flächeilgewässern sich selbst mit Tränkwasser zu versorgen 
vermag. Es wi rd al so für d ie Nutztiere in Betracht kommen , 
die sich in Stallungen befinden. Der Ermittlung ist zu­
grundezulegen der Viehbestand nach den Angaben der 
zuständigen Landwirtschaftsbehörde und ein Bedarfssatz, 
der sich wie folgt errechnet. Der lebensnotwendige Bedarf 
an Tränkwasser beträgt in der Regel 40 I je Großviehein­
heit und Tag . 

Als Großvieheinheit ge'lten 

1 Pferd oder Rind über 2 Jahre, 
2 Pferde oder Rinder unter 2 Jahren, 
5 Schweine oder 10 Schafe, 

sowie die entsprechende An zahl anderer Nutztiere mit 
insgesamt 500 kg Gesamtlebendgewicht. Der lebensnot­
wendige Bedarf an Tränkwasser tür die Haltung VOn Vieh 
erstreck t sich lediglich auf Nutztiere. Er läßt Haustiere un­
berücks·ichtigt, soweit sie nicht als Tiere zur Dienstver­
richtung , z. B. Dienst'hund des Zolles und der Polizei , oder 
für Zuchtzwecke, z. B. bei einem Hundezwinger, uner­
läßlich sind. Unter den Begriff der Nutztiere im Sinne 

11 ) Vorsorgem aßnahmen zur Sicherung der Trinkwasserversorgu ng 
haben sich nach § 1 WasSG auf die Deckung des lebensnotwend,­
gen Bedarfs an Trinkwasser zu beschränken . Es kann nicht dem 
Einzelnen oder der planenden Behörde überlassen b leiben, die 
Höhe des lebensnotwendigen Bedarfs zu bestim men. Vielmehr 
ist e ine bundeseinheitliche Regelung erforder lich. um Art und 
Umfang der für die Deckung der Trinkwasserve rsorgung erforder­
li chen Vorsorgemaßnahmen gestalten zu können . 

Die Grundsätze für die Bemessung des lebensnotwendigen Trink­
wasserbedarfs legen Bemessungswerte fest. die bei der Berech­
nung des Trinkwasserbedarfs fü r di e ve rschiedenen Verbraucher 
zugrundezulegen sind. Es handelt sich um technische Regelwerte . 
ni cht aber um Versorgungsmengen , auf die der Verbraucher im 
Verteidigungsfall Anspruch erheben könnte . 
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dieser Bestimmung fallen somit auch Geflügei und Dienst­
hunde. Zu ihrer Erhaltung und Nutzleistung wird Tränk­
wasser benötigt. Die angegebenen Werte beruhen auf den 
aus dem Jahre 1957 als "Mindestwassermengen für Mensch 
und Tier in Katastrophenfällen " ermittelten Bemessungs­
zahlen , veröffentlicht in der Zeitschrift " GWF-Wasser, Ab­
wasser" 1957, Heft 40, Seite 1 070. 

Die Bemessung des Bedarf-s an Betriebswasser im unent­
behrli chen Umfang für Betriebe und Anstalten, deren Weiter­
arbeit nach der Zivilverteidigungsplanung unerläßlich ist, 
wird bestimmt durch die Art und ,den Umfang der Le.istun­
gen , die der Betrieb oder die An stait im Verteidigungsfall 
erbringen sollen . Es fallen hierunter nicht nur Bet ri ebe der 
Ernährungswirtschaft, ,die zur Herstellung ihrer Produkte 
Betriebswasser, z. B. als Kühlwasser, benötigen, sondern 
auch Betriebe der Schwerindustrie, der Elektroindustrie u.ä. 

Der Bedarf an Löschwasser ist in der Regel nach einer 
Zeitspanne von 5 Stunden zu bemessen. Er richtet sich 
nach der Art und dem Maß der baulichen Nutzung im Sinne 
der Verordnung zur Ande ~ung ·der Verordnung über die 
bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung) 
vom 26. Juni 1962 (9GBI. I S. 429) i. d. F. vom 26. Novem­
ber 1968 (.aGBI. I S. 1237). Art 'und Maß der baulichen 
Nutzung sind unter Berücksichtigung -der Festsetzu ng in 
den Bauleitplänen nach der vorhandenen Bebauung zu be­
stimmen. Für je einen Hektar bebauten Geb ietes ist ein 
Bedarf anzunehmen , ·der sich in Kleinsiedlungsgebieten 
anders gestaltet als in reinen Wohngebieten , als in Kern­
gebieten und als in Indust riegeb ieten. Die Zahlen bewegen 
sich von 144 m3 bis zu 960 m3 im Ver laufe von fünf Stunden . 
Danach soll der Bedarf an Löschwasser bemessen werden . 

Unter Berücksichtigung dieser Planungsrichtl inien haben 
die nach § -4 WasSG planenden Stel len über die " zuständige 
Behörde" nach § 26 WasSG (in der Rege l der Regierungs­
präsident, je nach Länderorganisation jedoch unterschied­
'I ich) ihre Planungsunterlagen dem Ministerium, das für die 
Wasserwirtschaft im Lande zuständig ist, vorzulegen. Die 
Planungsunterlagen werden geprüft, alsdann vom Mini­
sterium zur Erteilung eines Auftrages dem BMGes unter­
breitet. Dem vom BMGesdann zu ertei lenden Auftrags­
schreiben liegen Auflagen zu grunde, die sich in haushalts­
rechtliche und in technische aufteilen. Die haushaltsmäßigen 
Auflagen berücksicht'igen die Grundsätze der Bundesauf­
tragsverwaltung und die Durchführungsbestimmungen ge­
mäß §§16, 25 WasSG in Verbindung mit Art 85 GG. In 
techni scher Hinsicht wird dem Auftrag ,der sogenannte 
"Regelbru nnen " zugrunde gelegt. Es handelt sich hierbei 
um einen Rohrbrunnen , der in eingehender Abstimmung 
mit Vertretern der Bundes- und Länderbehörden und mit 
Fachleuten der Wasserwirtschaft entwickelt wurde und 
einen optimalen Erfolg bei geringstmöglichem Mitteleinsatz 
zu garantieren in der Lage ·ist. Der Regelbrunnen kann im 
Handbet ri eb oder mit einer Motorpumpe, grundsätzlich 
einer elektrischen Unterwasserpumpe, betrieben werden . 
Bei geeigneten Bodenverhältnissen und Grundwassertiefen 
von nicht mehr als sieben Metern unter Geländekante und 
bei einer För-dermenge von 4 m3 j e Stunde werden die 
Brunnnen mit Handpumpe ausgerüstet. Bei 15 St-unden 
angenommener tägli cher 'Förderzeit Ikönnen h iermit rd. 
3000 Einwohner versorgt we rd en. Bei tieferem Grundwasser­
stand a·ls sieben Meter und bei größerem Wasserbedarf 
als 4 m3 in der Stunde erfolgt die Wasserförd erung mit 
Unterwassermotorpumpen. Diese werden in Anpas sung an 
die Bedürfnisse der Einzelwasserversorgu ng für Förder­
mengen von mindestens 5 ml, höchstens 40 m3 je Stunde 
vor-gesehen. Der Regelbrunnen hat die Aufgabe, beim Aus­
fall ·der zentralen Wasserversorgung die Gewinnung des 
Trinkwassers zur Versorg.ung -der Bevölkerung im lebens-

notwendigen Umfang sicherzustellen . Bei seiner Gestaltung 
ist darauf geachtet worden, daß er nur mit den unbedingt 
nötigen Teilen hergestellt wird und gegenüber Betriebs­
brunnen der normalen Wasserversorgung vereinfacht ist. 
Der Regelbrunnen so ll Druckwell en möglichst elasti sch auf­
fang en . Zwischen Brunnenkopf und Brunnenschacht liegt 
ei ne Sollbruchstelle. Hierfür haben Sprengversuche wesent­
liche Erkenntnisse geliefert. Die Herstellung erfolgt im 
einzelnen aus Materialien, Idie in der Beschreibung auf­
geführt und im Musterleistungsverzeichnis enthalten sind. 
Die Brunnen werden aus Bundesmitteln erstelit. Der zu 
ei ner Erstel11ung durch Verpflichtungsbescheid -gemäß §§ 5 
und 6 WasSG zu Verpfl ichtende hat jedoch den Brunnen 
zu erhalten und die Kosten hierfür zu tragen . Nur in Fällen 
unbilliger Härte können gemäß § 10 Abs. 2 WasSG die 
Kosten der Instandhaltung vom Bund übernommen werden . 
Entscheidend ist die Bestimmung in § 9 WasSG , daß die 
Brunnen bereits in Friedenszeiten Verwendung finden kön­
nen. niese Bestimmung bedarf besonderer Hervorhebung. 
Erbaut werden die Brunnen zwar für ei ne Trinkwasser-Not­
versorgung im Verteidig.ungsfall. Es so ll jedoch vermieden 
werden , daß in ,der Zeit nach ,der ErsteHung bis zum Fall 
einer möglichen Ingebrauchnahme der Brunnen verrottet 
oder nicht hinreichend genutzt wird. Der Gebrauch in 
Friedenszeiten ist demzufolge, dem Sinne des Gesetzes 
entsprechend , in der Regel anzunehmen . Das Gebrauchen 
für andere als Verteidigungszwecke bedarf jedoch der Zu­
stimm ung der zuständigen Behörde, in der Regel also des 
Regierung spräsidenten . Eine Z'ustimmung darf nur ,dann 
versagt werden, wenn und soweit eine Verwendung des 
Brunnens für eine Trinkwasser-Notversorgung -der Bevöl­
kerung im Verteidigung sfa lle beeinträchtigt wird. Im allge­
meinen trifft dies nicht zu. Vi elmehr ist eine Nutzung des 
Brunnens in Friedensze iten förderli ch. Ansonsten müßte er 
zweimai im Jahr abgepumpt werd en , um ein Versanden 
oder sonstige Verfallserscheinungen zu vermeiden. Wird 
der Brunnen gemäß § 8 WasSG für andere als Verteidi­
g.ungszwecke ve rwendet, so erhebt sich die Frage des 
Vorteilsausgleichs gemäß § 10 A'bs. 3 WasSG. 

Brunnen so llen da angelegt we rd en , wo sie leicht zugäng­
lich sind . Das bietet sich an auf Schulhöfen, die im all­
gemei nen eine feste Straßen- oder Hofdecke haben . Es 
bietet sich weiterhin an bei Krankenanstalten und bei An­
lagen, ,die etwa im Bereiche einer Wohn siedl ung mit hin­
reichend befestigter Straßendecke versehen , von ailen 
Seiten leicht zugänglich sind. Das trifft vielfach zu bei 
öffentlichen Garten- und Parkanlagen . Die Notbrunnen auch 
überwachen zu lassen, ist unerl äß lich . Sie si nd daher dort 
vorzusehen und unte r Kontrolle ~u halten, wo bereits ein 
Kontrollorgan existiert. Das ist be i SChuien , bei Kranken­
anstalten und ähnlichen Einrichtungen -der Hausmeister. 
Die Standortwahl ist so vorzunehmen , daß se lbst bei Ge­
fah r einer Zertrümmerung umliegender Gebäude der Brun­
nen nach Möglichkeit nicht getroffen wird und auch bei 
einer Zerstörung der -umliegenden Anlagen noch erreichbar 
ist. Er muß auch gewisse Mindestanforderungen an die 
Verte idigungsmögl ichkeit des Wassers erfül len. Seine Um­
gebungdarf nicht sumpfig sein . Anfallend es Abwasser darf 
nicht in den Brunnen zurückfließen. Der Brunnendeckel 
muß so beschaffen sein , daß er auch mit schweren Fahr­
zeugen überfahren werden kann , ohne daß dadurch Schä­
den am Brunnenkopf eintreten. Von ei ner Verbunkerung 
des Brunnenkopfes ist abzusehen. Das Schutzbaugesetz 
hat sich von dem Gedanken ei nes verstärkten Grund­
schutzes aus finan zie ll en ErWägungen gelöst; es verbleibt 
bei dem sog. Grundschutz. Beim Regelbrunnen ist ein 
Grundschutz nicht vorgesehen. Seine technische Ausfüh­
rung ist in den Vorschriften festgelegt und garantiert die 
bestmögliche und wirtschaftlichste Ausgestaltung. 

(Fortsetzu ng folgt) 
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Mehr Sicherheit auf der Straße -

die freiwilligen Hilfsorganisationen sind auch in der vorbeugenden 

Unfallhilfe unentbehrlich 

von G. Hagenau, Herford 

Die nelleste Verordnung zur Änderung und Ergänzung des 
Verkehrsrechts enthält eine Rei·he von Bestimmungen, mit 
denen eine bessere Versorgung von Verletzten nach Un­
fällen sichergestel lt werden so·lI. Damit wird der Erkenntnis 
Rechnung getragen , daß es nicht nur darauf ankommt, Ver­
h1altensregeln aufzustel len und technische Vorschriften zu 
schaffen , mit .denen Unfälle verhütet werden sollen. Es 
ist mindestens ebenso wichtig, nach einem Unfall die Fol­
gen so gering wie möglich zu halten. 

Bisher war man darauf angewiesen, Arzt und Kranken­
wagen zu rufen, damit ,dem Verletzten erste Hilfe ge leistet 
werden konnte. Aus dem Heer von Neugierigen und unbe­
teil igt Zuschauenden löste 'sich nur se lten jemand heraus, 
der willens und auch in der Lage gewesen wäre, die Hand­
griffe zur Erstversorgung zu tun , Sicher ist nicht immer nur 
Gleichgültigkeit ,für ein solches Verh alten maßgeblich ge­
wesen, Die Furcht, etwas falsch zu machen, hat sicher vie le 
abgehalten , auch nur zu he'lfen zu versuchen . 

Die f reiwilligen Hilfsorganisationen (Rotes Kreuz, Maltese r­
Hilfsdienst, Jo·hanniter-Unfallhilfe und Arbeitersamariter­
bund) haben zwar im Bereich von besonders gefährdeten 
Streckenabschnitten und zu Zeiten besonders starken Ver­
kehrs ständig besetzte Unfallhilfsstellen eingerichtet, sie 
können aber nicht überall sein und bei jeder Ver'l etzung 
helfen . 

Nach den neuen Bestimmungen ist eine Au sbi'ldung aller 
Fahrerlaubniserwerber vorgesehen, mit der die Mind estvor­
aussetzungen für die Leistung erster Hilfe und für Sofort­
maßnahmen am Unfallo rt geschaffen werden. Die Best im­
mungen werden durch Vorschriften ergänzt, nach denen 
in fast allen Kraftfahrzeugen das für diese Hilfeleistung u. 
U, erforderliche Verband material mitgeführt werden muß, 
Interessant ist an den neuen Vorschriten, daß die Aus­
bi':dung, die für den Erwerb des Führerschei ns Voraus­
setzung ist, nicht ZUr Fahrschulausbildung gehört. 

Die Fahrlehrer haben ei ne solche Ausbildung zwar seit 
langem gefordert, sich aber von vornherein außerstande 
erklärt , auch die·sen Teil der Unterweisung eines Fahr­
schü lers zu übernehmen. Das Bundesverkehrsministerium 
hatte es al lerdings sehr leicht, eine Lösung zu finden. Die 
Organisation der Sanitäts- und Betreuungsdienste im Zivi!­
und Katastrophen schutz ist so zuverläsig und bewährt , daß 
man sie ohne Bedenken mit dieser Au sbild ungsau,fgabe 
betrauen kann. Da nur wenige Fahrerl aubnisbewerber 
schon anderweitig in Erster Hilfe ausgebildet si nd , werd en 
die anerkannten freiwilligen Hilfsorgan isation en den größten 
Te,il der etwa 1,5 Millionen jährlich zu erwartenden Be­
werber unterweisen müssen. 

Welche Kenntnisse und Fertigkeiten werden gefordert? 

Eine voll ständige Erste-Hilfe-Ausbi ldung ist für den Be­
werber der Führerscheinklasse 2 (schwere Lastwagen über 
7,5 t zulässiges Gesamtgewicht , Omnibusse, Züge mit 
mehr als 3 Ach sen) vorgesehen, Bewerber für alle übrigen 
Führerscheink': assen (auch Mopeds) mÜSsen in Solortmaß­
nahmen am Unfallort unterwiesen sei n. Führerscheinklasse-
2-Anwärter werden nach den auch für sonstige Erste-Hi lfe­
Ausbildung verwendeten Lehrstoffplänenunterri chtet. Die 

Prüfung wird von einem Arzt abgenommen. Der Ausdruck 
"Sofortmaßnahmen am Unfallort " hat sich in der Verkehrs­
medizin als zusammenfassender Begriff für die Hilfsmaß­
nahmen durchgesetzt , die ein Laie ZUr lebensrettenden 
Erstversorgung anwenden sol lte (so zitiert aus ,der amt!. 
Begründg . zur Änderungs-VO, Verkehrsblatt 14/69 / 349). 
Dort heißt es weiter: " Nach dem Lehrstoffplan , ,den die 
freiwil'l igen Hilfsorganisationen in Zusammenarbeit mit der 
Bundesärztekammer und anderen mit Fragen der Unfal l­
versorgung befaßten Stellen sowie im Einverne'hmen mit 
dem Bundesminister für Gesundheitswesen nach dem 
gegenwärtigen Stand der Erfahrungen erarbeitet haben, 
gehören .dazu insbesondere Maßnahmen zur Bergung und 
Lagerung Unfallverletzter, zur Blutstillung, bei Atemstill­
stand, zur Versorgung von Verbrennungen und Knochen­
brüchen sowie Maßnahmen bei einem Schock." 

Der Lehrstoff wird in 3 Doppelstunden verm ittelt. Wer sich 
in diese r Zeit die mindestens erforderl :chen theoretischen 
und praktischen Kenntnisse angeeignet hat , u hält die für 
den Antrag auf Au sste'lIung einer Fahrerlaubnis erforder­
li che Bescheinigung, Bei unzureichenden Kenntnissen kann 
eine wei tere Unterrichtsstunde gefordert werden. 

Die Maßnahmen der Ersten Hilfe sind umfangreicher als 
die Sofortmaßnahmen am Unfallort. Sie we rden auch gründ­
li cher gelehrt und geübt als dies bei den Sofortmaßnahmen 
der Fall ist. Deshalb dauert die Ausbildung in Erster Hilfe 
auch 8 Doppel stu nden. 

Träger der Ausbildung, Befähigungsnachweise 

Die Aufg aben des Fahrlehrers bei der Ausbildung eines 
Fahrschülers sind in dem Gesetz über das Fahrlehrerwesen 
hinreichend abgegrenzt und bezeichnet. Erste-Hilfe-Aus­
bildung gehört nicht zu diesen Aufg'aben. Sie würde den 
Rahmen des durch ständig neue und komplizi ertere Vor­
schriften immer umfangreicher werdenden theoretischen 
Fahrschulunterrichtes sprengen und den einzelnen Fahr­
leh rer überfordern . 

So konnte schon bei den Beratung en über die neuen Be­
stimmungen die Frage, we r die Erste-Hilfe-Ausbi ldung und 
die Sofortmaßnahmenunterweisung tragen so lle, nicht über­
gangen werden. Schon frühzeitig haben der Arbei ter-Sa­
mariter-Bund Deutschlands, das Deutsche Rote Kreuz, die 
Johanniter-Unfallhilfe und der Malteser-Hilfsdienst erklärt, 
daß sie bereit und in der Lage seien, die Unterweisung 
der Fahrerlaubn isbewerber durchzuführen. Als freiwillige 
Hilfsorganisationen sind sie, so führt das Bundesverkehrs­
ministerium in der Begründung der neuen Verordnung aus, 
von ihrer AufgabensteIlung und ihrer Tätigkeit her dazu 
auch am meisten berufen. S.ie haben sich hierauf seit 
längerer Zeit vorbereitet. Bei der bewährten Einsatzbereit­
schaft ihrer freiwilligen Helfer könnte davon ausgegangen 
werden, daß die Fahrerlaubnisbewerber trotz ihrer großen 
Zahl rasch und reibungslos in Sofortmaßnahmen am Unfall­
ort unterwiesen werden. § 8 a Abs . 3 Straßenverkehrszu­
lassungsordnung führe daher als Nachweis über die Unter­
weisung in erster Lini e die Bescheinigung einer der vier 
freiwi ll igen Hilfsorganisat ionen an. 
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Um alle Au sbildungsmöglichkeiten auszuschöpfen und auch 
möglichen persönlichen Wün schen von Fahrerlaubnisbe ­
werbern entgegenzukommen, wird auch ,,'" eine Beschei­
nigung einer anderen Stelle über die Unterwe isung in So­
fortmaßnahmen am Unfallort oder über die Au sbi ldung in 
Erster Hilfe, wenn die Eignung dieser Stelle für solche 
Unterweisung oder AusbHd ung von der zuständigen ober­
sten Landesbehörde ... anerkannt worden ist " (Abs. 7 a, a, 
0) von den Führerscheinsteilen der Straßenverkehrsämter 
angenommen. Die Voraussetzungen für die An erkennung 
solcher nnderen Stellen si nd ebenfalls in Abs. 7festgelegt: 
.. Die Eignung ist anzuerkennen, wenn befähigtes Ausbil ­
·dungspersonal , ausre ichende Ausb ildungsräume und die 
notwendigen Lehrmittel für den theoretischen Unterricht 
und für die praktischen Übungen zur Verfügung stehen." 

In der Praxis werden die freiwilligen Hilfsorgan isatio nen, 
wie sie in Absatz 3 des § 8 a Straßenverkehrszulassungs­
ordnung aufgefü hrt sind, die -hau ptsäch lichen Träger der 
Ausb ildung bleiben. 
Selbstverständlich wird als Nachweis der für den Erwerb 
d es Führerscheines erforderlichen Kenntnisse eine ein­
schlägige Berufsausbildung oder eine gelegentl ich der Be­
rufsausbildung gehabte entsprechende Unterweisung aner­
kannt. Im ei nze lnen enthalten die §§ 8a Abs. 4 und 8b Abs.4 
folg ende Mög lichkei ten : .. 1. das Zeugnis über d ie bestanden e 
ärztliche oder zahnärztli che Staatsprüfung oder der Nachweis 
über eine außerhab des Geltungsbereichs des Grundge­
setzes erworbene abgeschlossene ärzHiche oder zahn­
ärzt liche Au sbi ldung , 

2. das Zeugnis über eine abgesch lossene Ausbildung in 
ei nem der folgenden Heil-Hilfsberu fe: Krankenschwester, 
Kran kenpf leger, Kinderkrankenschwester, Krankenpflege­
helfer(in) , Masseur, Masseuse und medizini scher Bade­
meister(in), Krankengymnast(in), 

3. Schwesternhelferin, Pfl egediensthelfer, Sanitätsausbil­
dung, 

4. eine Bescheinigung eines Trägers der öffentlichen Ver­
waltung , insbesondere der Bundeswehr, der Polizei oder 
des Bundesgrenzschutzes über die Unterweisung in Sofort­
maßnahmen am Unfall ort oder die Ausbildung in Erster 
Hilfe, ..... . 

Für den Nachweis über Unterweisung in Sofortmaßnahmen 
am Unfallort genügt auch die Bescheinigung des Bundes-

Bild 1: 
Die Art des Verbandkastens ist nur für Omnibusse vorgeschr ieben: 
Fester Blechkasten mit wasserdichtem Versch luß nach DIN 13163 (im 
Bild vorn rechts). Für die sonstigen Fahrzeuge wird das nach 
DIN 13164 vorgeschriebene Verbandmater ial in vielerlei Verpackungen 
angeboten : Taschen mit Klappe und Steckversch luß, (oben links), 
Taschen mit Reißverschluß (Mitte) und verschiedene Käslen . meistens 
in Kunststollmateria l (oben Mitte und rechts). 

verbandes für den Selbstschutz über die Teilnahme an der 
Selbstschutz-Grundausbildung . Dieser Verband ·hat sich 
bereits auf die neuen Möglichkeiten eingestellt und Lehr­
gänge ausgeschrieben. Die Lehrgangsteilnehmer erhalten 
nicht nur kostenlos die begehrte Bescheinigung : Sie werden 
zug':e ich Selbstschutzhelfer und stehen der Arbeit dieser 
Organisation weiterhin zur Verfügung. 

Die freiwilligen Hi lfsorgan isati onen werden auch aus einem 
anderen Grund den wesentlichen Teil der Au sbildung zu 
tragen ·~aben. Nach § 8a Abs. 2 Straßenverkehrszulassungs­
ordnung soll die Unterweisung in Sofortmaßnahmen am 
Unfallort dem Antragsteller ..... durch theoretischen Unter­
richt und durch praktische Übungen die Grundzüge der 
Erstversorgung von Unfallverletzten im Straßenverkehr ver­
mitteln, ihn insbesondere mit der Bergung und Lagerung 
von Unfallverletzten sowie mit anderen lebensrettenden 
SOfortmaßnahmen vertraut machen ." Deshalb reicht auch 
die Tei lnahme z. B. an Fernkursen über Sofortmaßnahmen 
am Un fallort mit dem Ziel, einen bestimmten Wissensstoff 
zu erlernen, als Nachweis über die Unterweisung in Sofort­
maßnahmen nicht aus. Wesentlich ist vielmehr, daß die 
Fahrerlaubnisbewerber mit der Anwendung des Wissens­
stoffes durch praktische Übungen vertraut gemacht werden. 

Möglichkeiten für den Zivilschutz 

Erstmalig ist mit der Einführung von Best imm ungen , die 
der S,;cherheit des Straßenverkehrs dienen, einigen be­
deutenden Organisationen des Zivil- und Katasrophen­
schutzes eine Aufgabe übertragen worden , die regelmä­
ßigen Einsatz VOn Führern , Unterführern und Helfern ver­
langt, ohne daß de,r Einsatz durch Katast ro phen oder 
schwerer wiegende Ereignisse geboten wäre. Die Aus­
bi'l dung zu r Hilfeleistung am Unfallort ist vorbeugende 
Tätigkeit, die den Angehörigen der freiwilligen Hilfsorga 'l i­
sationen in noch viel größerem Umfang , als das bisher 
schon der Fall war, das Gefühl vermittelt , eine sinn­
volle Aufgabe zu erfüllen. Doch auch die indirekten gün­
stigen Auswirkung en der neuen Bestimmungen für die Ar­
beit des Zivil- und Katastrophenschutzes sollten nicht 
überse·hen werden. Da es nicht genügt, am Unfal'lort zwar 
ausgebildete Helfer, nicht aber auch das Material zu haben 
mit dem eine sinnvolle Hilfe oft überhaupt erst möglich ist: 
sieht § 35 h Straßenverkehrszulassungsordn ung die Mit­
führung von Verbandmaterial vor. Bisher galt diese Ver­
pflichtung nur für Omnibusse. Sie ist jetzt auf alle Kraft-

Bild 2: 
Inhalt des Verbandkastens nach DIN 13163/13164 : 
Heftpflaster, große und kleine Wundschnellvert iinde, große und kleine 
Verbandpäckchen, Brandwunden-Verbandpäckchen, Brandwunden-Tuch. 
Mullbinden, Zellsloff-~.lutllwmpressen. Dreieckstücher. Sicherheits­
nadel (alles Material nach Einzel-DIN-Vorschriften), dazu : Verband­
schere, Kreide , Unfallfibel. 
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fahrzeuge ausgedehnt worden. Nur solch e Fahrzeuge sind 
ausgeno >r> men , bei denen ,die Unterbringung besonders 
schwierig wäre oder bei denen aus anderen Gründen auf 
die Mitführpflicht verzichtet werden kann . 

Es ist dafür gesorgt, daß ,dieses M ateri al auch geeignet 
ist: " Art , Menge und Beschaffenheit des mitzuführenden 
Materials richten sich nach DIN 13164 Blatt 1, Ausgabe 
April 1968, Die Anforderungen in dieser Norm sind das 
Ergebnis intensiver Beratungen 'aller in Fragen der Erst­
versorgung Unfallverletzter im Straßenverkehr fachlich 
kompetenter Stellen ; sie entsprechen den modernen Er­
kenntnissen der Verkehrsmedi2iin und sind darauf abgestellt, 
die Erstversorgung bei einem schweren Straßenverkehrs­
unfall durch einen potentiellen Helfer zu gewähr"e:sten ," 
(so ausgeführt 'in der amt!. Begr. a. a. 0 ,). 

Es ist zwar auch noch das Verbandmateri al nach DIN 13163 
zugelassen , Der Unterschied besteht jedoch nU r in der Art 
des Behältnisses. Während für Omnibusse ein fester Blech­
kasten vorgeschrieben ist, wird bei den anderen Fahrzeugen 
lediglich eine Verpackung gefordert, " ' , , d ie so beschaffen 
sein muß, daß sie den Inhalt VOr Staub und Feuchtigkeit 
sowie vor Kraft- und Schmierstoffen ausreichend schützt ," 
(§ 35 fI StVZO) , 

Zivil- und Katastrophenschutzkräfte könr-:en nunmehr da-

von ausgehen, daß auch be i anderen Anlässen in jedem 
Kraftfahrzeug Verband material zur Verfügung steht. Auch 
die besseren Kenntnisse über Sofortmaßnahmen bei Un­
fällen werden von den Kraftfahrern nicht nur bei Straßen­
verkehrsunfällen, sonde rn auch in sonstigen Notfällen zur 
Unterstützung der Zivil- und Katastrophenschutzhelfer ein­
gesetzt werden können. 

Neben der Anerkennung der fre iwilligen Hilfsorganisation 
als Träger bedeutender Maßnahmen zur Verbesserung der 
Verkehrssicherheit dürfte aber c:uch die werbende Wirkung , 
die von ,den AusbildungsstL:nden für die Tätigkeit der 
Helier ausgehen kann , eine positive Bedeutung für die 
Arbeit des Zivil- und Katastrophenschutzes haben , In 3 
Doppelstunden sollte es möglich sein, den Fahrerlaubnis ­
bewerbern ei n ein drucksvo l '~ es Bild von den Aufgaben und 
Möglichkeiten der freiwilligen Hilfsorganisationen zu ver­
mitteln. Sicher wird mancher .iu nge Mensch der kurzen 
Führerscheinausbildung eine volle Ausbildung als Helfer 
vorziehen und weiter zur Verfügung stehen , 

Insgesamt gesehen bringen die neuen Bestimmungen zur 
Verbesserung der Verkehrssicherheit für die freiwilligen 
Hilfsorganisationen des Zivil- und Kata strophenschutzes 
nicht nur neue Belastungen und zusätzi iche Arbeit , sondern 
auch eine Reihe begrüßenswerter Vorteile , 

Unsere Abteilung Buchhandel bietet an: 

Bergungs- und Rettungsfibel 1/11 
von Ober-I ng. Georg P. J, Feyd t 

Teil I: Aufgaben der Bergungsarbeit und 
leichte Bergung 

Taschen format, etwa 185 S" rei ch illustri ert, DM 7,50 

Teil 11 : Bergung aus Trü mmern - Hilfsgeräte -
Ausbildungseinrichtungen und -Methodik 

Taschenformat, etwa 195 S" re ich illustriert, DM 7,50 

Für alle im Katastrophenschutz- und Luftschutzhilfs­
dienst Tätigen, für jeden Bürger überhaupt, ist es 
wichtig, über die Möglichkeiten des Einsatzes bei 
der Rettung Verschütteter und über die Systematik 
der Ausbildung für diese Tätigkeit unterri chte t zu 
sein, 

Der Teil I behandelt die Aufgaben der Bergungsar­
beit und den Teil der Arbeiten, die jede Person -
einerlei ob Mann oder Frau - erlernen ka nn, 

Der Teil II enthä lt die Bergung aus Trümmern, Hier­
bei ist Fachkenntnis, handwerkliche Erfahrung und 
körpor liche Le istungsfähigkeit für das Gelingen der 
Bergung Voraussetzung , 

Die Wirkungen der Kernwaffen 
Herausgegeben von Samuel Glastone, Ausg earbeitet 
vom Verteidigungsministerium der Vereinigten Staa­
ten . Veröffentlicht von der Atomenergi eko mmission 
der Vereinigten Staaten , Bearbeiter der deutschen 
Ausgabe Hermann Leutz, Ministerialrat im Bundes­
ministerium für Wohnungswesen und Städtebau , 

1964. gr. 8 ° , XI, 712 Seiten mit etwa 300 Abb . und 

zahlreichen Berechnungsformeln . Leinen 86,- DM 

ABC-Schutz-Fibel V 
Biologische Kampfmittel (Wesen - Wirkung - Abwehr) 

von Dr. med. vet. Heinz Seiler, Oberstleutnant a. D. 
und d. R., Fachtierarzt für Mikrobiologie und Serologie 

und Major Dr, rer. nat. Herwarth Kronmarck, Biologe 
und Bakteriologe DM 8,40 

Aus dem Inhalt: Die Begriffe ; Biologische Kampfmitte l" und 
"Biologische Kriegsführung " - Biologische Kampfm ittel be i 
den Weltmächten - Die Wirkung Biologischer Kampfm itte l 
au f Me~schen , Tiere und Pllanzen - Entnahme und Transport 
verdächtigen Materials - Nachweis-Methoden und Zeitbed arf 
zu , Ermittlung Biologischer Kampfmittel - Einsatz-Mittel und 
Einsatz-Bedingungen für Biologische Kampfm ittel - Anzei chen 
für eingesetzte Biologische Kampfmittel - Schutz- und Ab­
wehrmaßnahmen gegen Biologische Kampfmittel 

ZI V ILSCHUTZ-VERLAG DR. EBELING I(G 
K 0 B L E N Z - NEU END 0 R F - HOC H S T RAS S E 20-26 



Die Feuerwehr 
braucht Wagen, die schneller 

sind als die Feuerwehr. 

Damit Sie als Inspektor noch ein 
bißehen fl o tt er on Brandort und 
Stelle sind, ho t der VW-Kom mando­
wogen einen M o tor mit Ei genschaf­
ten, wie mon sie bei einem Renn ­
wagen liebt: Er ist leicht, luftgekühlt 
und liegt di rekt on den Antri ebs­
räde rn. A ußerdem ho t er eine 
Sch rä glen ker - Doppelgelenk - Hin­
tera chse, wie mon sie sonst fast nur 
bei exkl us iven Flitzern findet. Da neben hot er noch ein paar 
Dinge, noch denen Sie selbst in teuren Rennwagen verge­
bens A usschou holten werden: Fr isch luftdüsen, die Sie mit 
Sauerstoff verwöhnen lbevar die Luft dick wirdl, zwei Einzel ­
sitze vorn, die sich wä hrend der Fah rt verstellen lassen 

(49 mol, wenn Sie wollen). Und vor 
ollem: jede M enge Pl atz. Für Ihre 
gesamte A usrüst ung , von der Funk­
sprechanlage über Strah lenmeß­
gerät bis zum Erste-Hilfe-Kosten. 
Und natürlich für vier Ko llegen, die 
bequem ihre Beine au f dem Tep­
pichboden ausstrecken können. 

__ '" Und dann hot er noch eine Eigen-
- schaft, die Sie vielleicht weniger, 

Ihre Fi nanzleu te dafür um so mehr interessieren wird: der 
VW-Komm andowagen ist wirtschaftlich. Also gün- @ 
stlg In der Anschaffung, billig in der Reparat ur 
und preiswert im Unterhalt. Wie ein ganz zivile r 
Volkswagen . 
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BAULICHER ZIVILSCHUTZ 
Bekanntmachung 

über bautechnische Grundsätze für Großschutzräume des Grundschutzes 

in Verbindung mit unterirdischen Bahnen als Mehrzweckbauten 

In der Fassung August 1969 

Vom 9. September 1969 

Im Einvernehmen mit dem Bundesminister des Innern, dem 

Bundesmi nister für Verkehr und dem Bundesschatzminister 

habe ich die " Bautechnischen Grundsätze für Großschutz­

räume des Grundschutzes in Verbindung mit unterirdischen 

Bahnen als Mehrzweckbauten " , Fassung Au gust 1969, auf­

geste ll t. Sie werden nachstehend veröffentli cht. 

Es ist beabsichtigt, diese "Bautechnischen Grundsätze" auf 

Grund der gewonnenen Erfahrungen nach Ablauf von zwei 

Jahren zu überarbeiten . Anregungen und Ergänzungen wer­

den an den Bundesm in ister für Wohnungswesen und Städte­

bau erbeten. 

Bonn , den 9. September 1969 

Der Bundesminister 

für Wohnungswesen und Städtebau 

Im Auftrag 

Leu tz 

Bautechnische Grundsätze 

für Großschutzräume des Grundschutzes 

in Verbindung mit unterirdischen Bahnen als Mehrzweckbauten 

1. Grundsätzliche Anforderungen 

2. Fassungsvermögen 

3. Raumbedarf 

4. Belastungsannahmen 

5. Konstruktionsanforderungen 

6. Lüftungsanlagen 

6.1. Allgemeine Anforderungen 

6.2. Filter 

7. Wasserversorgung 

Mlndestanforderungen 

- Fassung Augu st 1969 -

Herausgegeben vom Bundesmin isterium für 

Wohnungswesen und Städtebau 

im Ei nvern ehmen mit 

dem Bundesministeri'um des Innern , 

dem Bundesverkehrsmin isterium 

und dem Bundesschatzministerium 

Inh a lt sverzeic hni s 

8. Abwasserbeseitigung 

9. Stark- und Schwachstromanlagen 

10. Anlagen 

An !. 1 u. 2 Zivilschutz-Nutzung einer U-Bahnhaltestelle 
in größerer Tiefenlage, 

An!. 3 Z'ivilschutz-Nutzung einer UJBahnhaltestelle 
in geringer Tiefenlage, 

An!. 4 - 7 Zivilschutz-Nutzung einer U-Bahnhaltesteile 
Ausgeführtes Beispiel : Rotterdam, Halte­
stelle Stad huis 
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1. Grundsätzliche Anforderungen 

1.1. Schutzräume des Grundschu.tzes mit großem Fas­
sungsvermögen (Großschutzräume) in Verbindung 
mit unterirdischen Bahnen müssen folgende Min­
destanfo rderungen erfüllen : 

Sie müssen gegen herabfallende Trümmer, gegen 
radioaktive Niederschläge, gegen Brandeinwirkun­
gen sowie gegen bio logische Kampfmittel und 
chemische Kampfstoffe Schutz gewähren. Die Groß­
schutzräume sollen für längeren Aufenthalt ge­
eignet sein; Räumlichkeiten für e ine Bevorratung 
sind gemäß Ziffer 1.2. und 3.8. vorzusehen. 
Für die Ausführung von Großschutzräumen in Ver­
bindung mit unterirdischen Bahnen sind neben den 
oben genannten Mindestanforderungen die " Bau­
technischen Grundsätze für Großschutzräume des 
Grundschutzes in Verbindung mit Tiefgaragen als 
Mehrzweckbauten , ,,11. Ausführung", in der Fassung 
vom November 1968 des BMWo (amtlich bekannt­
gegeben im Bundesbaublatt, Heft 12, 1968)* sinn­
gemäß anzuwenden. 

1.2. Großschutzräu me müssen in ,sich geschlossene 
luftdicht abschließbare bauliche Anl'aqen sein . Sie 
haben zu enthalten: Eingänge mi,t Schleusen, Auf­
enthaltsräume, Rettungsräume, Aufsichtsraum, Abort­
und Wasch räume, Notküche, Vorratsräume, Sand­
vorfiiterraum und Räume für die technischen Ein­
richtungen (Einzelheiten siehe Ziffer 3). Die Räume 
sind so anzuordnen, daß sie die Friedensnutzung 
des Bauwerkes möglichst nicht beeinträchtigen. 

1.3. Großschutzräume müssen mit von der öffentlichen 
Versorgung unabhängigen Lüftungsanlagen, Anla­
gen für die Wasserverso rgung und die Abwasser­
besei tigung sowie mit Stark- und Schwachstrom­
anlagen ausgestattet werden. Soweit solche An­
lagen für die Friedensnutzung erforderlich sind, 
so llen sie so angeordnet und dimensioniert wer­
den , daß sie auch im Schutzfall verwendet werden 
können. Sie müssen einen längeren Aufenthalt bei 
erträglichen raumklimatischen und hygienischen 
Verhältnissen und bei ausreichender Beleuchtung 
gewährleisten. 

1.4. Werd en von diesen bautechnischen Grundsätzen 
abweichende Konstruktionen und maschinelle Aus­
rüstungen geplant, so muß in jedem Einzelfall nach­
gewiesen werden , daß der in den Bautechnischen 
Grundsätzen geforderte Schutzumfang erreicht wird. 

2. Fassungsvermögen 

2.1. Das Fassungsvermögen soll grundsätzlich nach den 
durch die Friedensn L;tzung des Bauwerkes für 
Schutzzwecke möglichen Nutzflächen bestimmt wer­
den (siehe Ziffer 3.3.). 

Je Fahrg leis soil nur ein stehender Zug Berück­
sichtigung finden. 

2.2. Es dürfen nicht mehr als 2 Großschutzräume un­
mittelbar über- oder aneinandergebaut werden. 

3. Raumbedarf 

3.1. Großschutzräume müssen wenigstens zwei mög­
lichst weit auseinanderliegende Eingänge mit 
Schleusen haben. Die für die Friedensnutzung er-

') s. auch Schrittenreihe Zivi lschutz Band 22 

forderlichen Eingänge sind hierzu mög lichst weit­
gehend zu benutzen . Die Schleusen werden zweck­
mäßig als Umgehungsschleusen ausgebildet, um 
den Verkehrsablauf nicht zu stören. 

Die lichte Breite der Schleusentür ·darf nicht kleiner 
als 1,20 m sein . Die Schleuse muß eine Mindest­
breite von 2,40 m und ei ne Grundfläche von wenig­
stens 15 m' naben. Werden Doppelei ngänge ge­
wählt, muß die Grundfläche der Schleuse mindestens 
20 m' betragen. 

3.2. Die lichte Breite von festen Treppen oder Rampen 
'und der Fiure so ll mindestens 1,20 m, im unmittel­
baren Bereich von Doppelschleusen jedoch minde­
stens 2,0 m betragen. 

3.3. Als Aufenthaltsräume können die Verkehrsflächen 
,innerhalb einer U-Bahnhaltestelle genutzt werden 
(z. B. Bahnsteige und Teile der Fußgängergeschosse 
bzw. der Schalterhailen) . Je Schutzplatz müssen 
wenigstens 0,60 m' Grundfläche vorgesehen wer­
den. Außerdem sollen auch Züge, die s,ichin den 
Stationen befinden, als Aufenthaltsräume dienen. 
Als Fassungsvermögen ist hier ·die Anzahl der in 
den Fahrzeugen vorhandenen Sitzplätze anzu­
nehmen. 

3.'4. Rettungsräume 

Für " Erste Hilfe" müssen 2 Rettungsräume mit je 
etwa 20 m2 Gru.ndfläche vorgesehen werden . Sie 
sollen möglichst ,in der Nähe von Eingängen liegen. 

3.5. Aufsichtsraum 

Für die Schutzraumaufs·icht ist ein Raum von etwa 
10 m2 Grundfläche mit Einrichtungen für Rundfunk­
empfang und für die Übermittlung von Nachrichten 
und Signaien vorzusehen . 

3.6. Abort- und Waschräume 

Die Abort- und Waschräume sind so zu bemessen, 
daß für je 50 Personen 1 Abortsitz und 1 Wasch­
becken sowie für je 150 Personen 1 Urinalbecken 
bzw. Standrinne von etwa 0,60 m Länge zur Ver­
fügung stehen. Unter der Ann ahme, daß 2/3 der 
Schutzraum insassen Frauen und Kinder und 1/3 
Männer sind , müssen die Abort- und Waschräume 
getrennt in besonderen Raumgruppen zusammen­
gefaßt werden. Eine ständige Friedensnutzung ist 
anzustreben . 

3.7. Notküche 

Zur Versorgung von Kranken und Kindern ist 
wenigstens 1 Notküche mit etwa 10 m2 Grundfläche 
vorzusehen . 

3.8. Vorrats räum e 

Die Vorratsräume und -behälter sind so zu be­
messen, daß fü r jede geschützte Person wenigstens 
30 I Trinkwasser und 15 I Lebensmittel gelagert 
werden könner. . Ein e Trinkwasserbevorratung kann 
entfallen , wenn nach Lage des Bauwerks und des 
Brunnens das Brunnenwasser gegen Verunreini­
gungen du ,ch auslaufe1de Öl e oder Kraftsto ffe oder 
durch Abwässer und gegen c ;ne ABC-Kontaminie­
rung gesichert werden kann . 

Für d ie Bemessung ,der Lebensmittelräume kann 
angenommen werden, daß etwa 700/ 0 der Grund-
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fläche für Lagerungszwecke nutzbar ist. Der Ab­
stand der Lagergüter von Boden und Wänden 
sol l 0.20 m betragen. 

Zum Kraftstoffvorrat siehe Ziffer 9.3. ; 

zum Trinkwasservorrat siehe Ziffer 7.3 .. 

Zur Bevorratung von Matten oder Auflagen für die 
Fußböden dar Aufentha ltsräume ist für je 1000 Per­
sonen ein Lagerraum von mindestens 25 m3 vor­
zu ha·lten. 

3.9. Sandvorfilterraum und Räume für technische An­
lagen und Einrichtungen. 

Die Sandvorfilterräume und die Räume für die 
technischen Anlagen und Einrichtungen sind so zu 
bemessen, daß die Montage und der Bet rieb der 
technischen Anlagen und Einrichtungen sicherge­
stellt sind. Eine der Funktionsweise entsprechende 
Zuordnung ,der Räume ist anzustreben. Die Größe 
der 'Sandvorfilterräume ri chtet sich nach Ziffer 
6.1 .3. und 6.2.3. 

Für ,die Unterb ringung technischer Anfagen und 
Einrichtungen sind u. a. zu berücksichtigen: Räum e 
für die Netzersatzanlage, für die Lüftungsan­
lagen einschließlich Raumfilter, für Wassergewin­
nung und ggf. -aufbere itung sowie für eine Ab­
wasserhebean!age. 

4. Belastungsannahmen 

4.1. Bei Großschutzräumen sind für die umfassenden 
Bauteile folgende Belastungen anzunehmen: 

Zusätzlich zur Eigengewichts- und Verkehrslast 
sowie der Belastung aus Erd- und Wasserdruck : 

a) Für Decken allgemein und im Bereich von Ge­
bäuden bis zu 2 Geschosseö1 eine gleichmä­
ßig verteilte Trümmerlast von 1000 kp/ m' ; für 
jedes weitere ausgebaute Voilg eschoß 500 kp/ m' . 
Bei Stahlbetonske lett- und brandgeschützten 
Stah Iskelettkonstru ktionen (Feuerwiderstand s­
kl asse mindestens F 90) können Abmind erungen 
angesetzt werden. 

Die Trümmerlast braucht nicht in Ansatz ge­
bracht zu werden , wenn sie kleiner oder gleich 
25% der ständig wirkenden Lasten ist. 

b) Für Umfassungswände ei ne horizo ntale Bela-
stung im allgemeinen von 750 kp/ m' , 

im Bereich von Grundwasser und 
bei nich t erdberührten Innen-
wänden und Abschlüssen im 
Gebäudeinnern von 1000 kp/ m' , 

sowe it sich nicht eine höhere Belastung durch 
zusätzlichen Erddruck aus Trümmerlasten ergibt. 

c) Für freistehende Bauteile und Abschlüsse eine 
gleichmäßige Belastung von 10000 kp/ m'. 

4.2. Der Standsicherheitsnachweis ist nach den üblichen 
Methoden der Statik und mit den zulässigen Ma­
te~ialspannungen der gültigen technischen Baube­
stimmungen zu führen. Fundamente sind ohne Zu­
satzl'asten nach Ziffer 4.1. zu bemessen. 

4.3. Großschutzräume müssen so ausgeführt werden , 
daß von ,der Strahlung radioaktiver Niederschläge 
höchstens der hundertste Teil in das Innere des 
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Schutzraumes eindringen kann . Diese Anforderung 
kann z. B. durch ei n Stahlbeto nmass ivbauteil von 
0,40 m Dicke erfü-ll! werden . Bei zusätzlicher Erd­
überdeckung verringert sich die erforderliche Be­
tondicke entsprechend. 

4.4. Decken und Außenwänd e von Großschutzräumen 
müssen erforderlichenfalls unter Berücksichtigung 
von Überdeckungen und Anschüttungen zum Schutz 
gegen äußere Brandeinwirkungen so ausgebildet 
wer,den , daß bei einer für die Dauer von 6 Std. 
auf sie einwirkenden Wärmebelastung von 400° C 
die Oberflächentemperatur an ,den Decken- und 
Wandinnenseiten auf nicht mehr als 30° C ansteigt. 
Diese Anforderung erfüllt z. B. ein Stahlbetonmas­
sivbauteil von mindestens 30 cm Dicke. 

5. Konstruktionsanforderungen 

5.1. Großschutzräume sol len in Stahlbeton ausgeführt 
werden. 

5.2. Für ,d ie Ausbildung der Abschlüsse sind die " Bau­
techni schen Grundsätze für Lieferung und Abnahme 
von Abschlüssen ,de r Schutzräume" neuester Fas­
sung des BMWo (amUich bekanntgegeben im Bun­
desanzeiger Nr. 104 vom 11 . Juni 1969r zu be­
rücksichtigen. Für Abschlußtüren und -tore ist ledig­
lich Handbetätigung vorzusehen. 

6. Lüftungsanlagen 

6.1. Allgemeine Anforderungen 

6.1.1. Die Lüttungsaniage muß bei Belegung im 
Schutzfall den maximalen Raumlu·ftzustand 
mit einer Effektivtemperatur von 26° C in 
den Grenzen von 26° C bei 100% relativer 
Feuchte und 30° C bei 50% relativer Feuchte 
gewährleisten können. 

Die Einbauteile der Lüftungsanlage müssen 
den "Technischen Grundsätzen für Ausfüh­
rung , Prüfung und Abnahm e von lüftungs­
technischen Bauelementen in Schutzräumen" , 
neuester Fassung d es BMWo (Entwurf beim 
BMWo vorl iegend) entsprechen. 

6.1.2. Die Lüftungsanlage muß im Normal- und 
SchutzlüftungsfaH mit einem bestimmten Um­
luftanteil unter Zusatz der Außenluftrate ge­
fahren werden , damit der geforderte Raum­
luttzustand erreicht wird . 

6.1.3. Die Außenluftrate muß je geschützte Person 
im Normallüftungsfall 150 !Imin, im Schutz­
lüftungsfall mindesten s 30 Il min betragen. 

6.1 .4. Bei der Bemessung der Anlage ist je ge­
schützte Person eine Wärmeabgabe von 100 
kcai in der Stunde anzusetzen. Für den Zu­
stand der Au ßenluft ist im Sommer der Be­
reich zwischen 32° C bei 40% relativer 
Feuchte und der Ortstempe ratur im Winter 
nach DIN 4701 (bei 90-95% relativer Feuchte) 
anzu nehmen. Sonnenei nstrahlung und Wär­
meabgabe der Beleuchtung dürfen außer An­
satz ble 'ben. 

6.1.5. Die Lüftungsanlage muß einen Überdruck 
zwischen 5 und 20 mm Wassersäu le aufrecht­
erha lten können . 

0) s. auch Schriftenrei he Zivilschutz Band 23 
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6.1.6. Die erforderliche Raumgröße für die Lüf­
tungsanlagen ohne Sandvorfilter richtet sich 
nach der maschinellen Einrichtung. Für 
Zwecke der Vorplanung können folgende 
Größen als Anhaitspunkte d ienen : 

bei 2000 Personen rd . 80 m'; 

bei 5000 Personen rd . 2 x 100 m'. 

6.1.7. Je nachdem, ob Wasser aus dem öffentlichen 
Versorgungsnetz und aus Brunnen oder nur 
aus dem Netz zur Verfügung steht, werden 
2 Betriebsfälle unterschieden : 

Betriebsfall I : Wasser aus dem Netz und 
aus eigenen Brunnen mit ge­
nügender Wassermenge und 
ausreichender Kühlleistung; 
das ist eine Temperatur von 
etwa + 14° C. 

Betriebsfall 11 : Wasser aus dem Netz; kein 
eigener Brunnen vorhanden. 

Werden Großschutzräume mit Bundesmitteln finan­
ziert, sollen die Lüftungsanlagen aus Gründen der 
Kostenersparnis nach Betriebsfall I ausgelegt wer­
den. Ist kein Brunnen vorhanden (Betriebsfall 11) 
oder erfüllt der Brunnen nicht die oben angege­
benen Anforderungen, können Ausnahmen zuge­
lassen werden . 

6.2. Filter 

6.2.1. Bei Schutzlüftung ist Idie Außenluft über 
Sandvorfilter und einen ABC-Filter (Raum­
filter) anzusaugen. 

6.2.2. Die Sandvorfilter müssen geeignet sein, das 
Eindringen radioaktiven Staubes und anderer 
schädlicher Stäube ausreichend zu verhin­
dern . 

Sie sind so auszubilden , daß bei einer 6 
Stunden auf sie ei nwirkenden Außenluft mit 
einer Temperatur von 200° C die Zulufttem­
peratur auf nicht mehr ais 30° C ansteigt . 
Diese Forderung ist erfüllt, wenn 6.2.3. einge­
halten wird . 

6.2.3. Im Sandvorfilterraum ist für einen Luftdurch­
gang von 1000 I/min 1 mJ ungewaschener 
Brechsand oder Natursand der Korngruppe 
3/7 mm vorzusehen. Die Sandschüttung soll 
in Richtung des L.uftdurchganges eine Höhe 
von 2 m haben . 

6.2.4. Schwebstoffilter (Sonderklasse S) und Aktiv­
kohlefilter in Raumfilterbauweise müssen 
eine Feinstreinigung der Außenluftrate bei 
A-, B- und C-Verunreinigungen gewährleisten. 

7. Wasserversorgung 

7.1. Die Großschutzräume sind an das öffentliche Was­
serversorgungsnetz anzuschließen . 

7.2. Bei Großschutzräumen muß zusätzlich ein Brun-

bei 2000 Personen rd. 20 m' ; 

bei 5000 Personen rd . 40 m' . 

7.3. Wenn der Bau von Brunnen nicht möglich ist, sind 
Vorratsbehäl.ter für Tr inkwasser anzulegen. Bei 
einer Trinkwasserbevorratung sind für das Chloren 
d ie erforderlichen Aniagen vorzusehen. 

7.4 . Die techn ischen und sanitären Einrichtungen sind 
für eine Mehrfachnutzung des Brauchwassers aus­
zulegen . 

8. Abwasserbeseitigung 

8.1. Die Großschutzräume müssen Reihenabortaniagen 
erhalten, die, soweit sie nicht friedensmäßig ge­
nutzt werden, mit Tiefspülern , Sammelsyphon und 
Sammelspülkästen mit verstellbarer Spülmenge 
ausgestattet werden . 

8.2. Die Großschutzräume sind mit einer Abwasser­
hebeanlage (Rau.mgröße ca. 2 m') auszusta:ten und 
an das öffentliche Kanalisationsnetz oder einen 
Vorfluter anzuschließen. 

9. Stark- und Schwachst romaniagen 

9.1. Die Großschutzräume sind an die öffentliche Elek ­
trizitätsversorgung anzuschließen. Der An schluß an 
das öffentiiche Netz des Elektroversorgungsunter­
nehmens soll dem für den Betrieb des Großschutz­
raumes erforderlichen Anschlußwert entsprechen. 

9.2. Die Großschutzräume sind mit Netzersatzanlagen 
auszustatten , die bei Ausfall der öffentlichen Elek­
trizitätsversorgung die erforderliche elektrische 
Energie I'iefern . Die Netze rsatzanlagen sollen in 
der Regel mi t wasse rgeküh lten Dieselmotoren aus­
gerüstet werden . Die Dieselmotoren sind mit elek­
trischem Anlasser zu starten. Hierzu sind Nickel­
Cadmium-Startbatterien zu verwenden , deren Ein ­
satzbereitschaft mitte ls Ladegleichrichtern , die aus 
dem EVU-Netz gespeist werden , sichergestellt ist. 
Die Auslegung der Netzersatzanlage mit allen 
Nebeneinrichtungen ist nach den " Richtlinien für 
die Beschaffung und Wartung von Eigenstromer­
zeugungsanlagen (EStEA 1968) " des Bundesschatz­
ministeriums (bekanntgegeben beim Verlag von 
Wilhelm Ernst & Sohn, Berlin-München) vorzuse­
hen. Die Verbrennungsiuft ist dem Maschinenraum 
(Raumgröße : bei 2000 Personen rd . 28 m'; bei 
5000 Personen rd . 36 m') zu entnehmen. 

9.3. Der Kraftstoffvorrat ist auf 14 Tage zu bemessen . 
Vorratsbehälter für Kraftstoffe können für 2/3 der 
Vorratsmenge in unmittelbarer Nähe des Groß­
schutzraumes unterird isch angelegt werden . 

9.4. Es dürfen nUr Leitungen und Materialien einge­
baut werden , d ie für feuchte Räume geeignet sind . 

9.5. Fahrstromunterbrechung 
Durch geeignete Maßnahmen ist söchergestellt , daß 
der Fahrstrom bei Verwendung der Anlage als 
Großschutzraum unterbrochen wird . 

nen angelegt werden ; Obergabebehälter sind vorzu- 10. Anlagen 
sehen. Soweit es die Qualität des Brunnenwassers 
unabdingbar erfordert, ist eine Wasseraufberei- (s. folgende Seiten) 
tungsanl age vorzusehen . Als Anhaltspunkt tür die 
erforderliche Raumgröße für beide Einricht'ungen 
kann gelten : 
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Anlage 4 

Großschutzräume In Verbindung mit unterirdischen Bahnen Zivilschutz Heft 10 
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324 Großschutzräume In Verbindung mit unterirdischen Bahnen 

Anl age 5 

Zivilschutz Hell 10 

Ausgeführtes Beispiel der 

Zivilsch utz-N utzung ei ner 

U-Bah nhalteste ll e 

ROTTERDAM 

HALTESTELLE STADHUI S 

Darstellung der Eingangshalle 

oh ne zusätz l iche Zivil schutz-Maßnahmen 

Ausgeführtes Beispiel der 

Zivilschutz-Nu tzung einer 

U-Bahnhaltestelle 

ROTTERDAM 

HALTESTELLE STADHUIS 

Darstel lung der Eingangshalle 

m it zusätzlichen Zivi lschutz-Maßnahmen 



der Dichtung 
VO.d leMen 
Ab.c hl"" 

SCHNITT A-;' 

l AOE UBERSICHT 

SCHNITT A-A 

Anl age 6 

Großschutzräume in Verbindung mit unterird ischen Bahnen Zivilschutz Heft 10 

SCHNITT B-B 

In g • • cP'llou.-.m Zus land j 
höng t die TUr 15rnm tie ler ' 

Ausgeführtes Beispie l der 

Zivi Ischutz-Nutzung einer 

U-Bahnhaltestelle 

ROTTERDAM 

HALTESTELLE STAD HUI S 

druckfeste, gasdichte Schiebetür 

SCHNITT B-B 

Ausgeführtes Beispiel der 

Zivi Ischutz-Nutzung ei ner 

U-Bahnhaltestelle 

ROTTERDAM 

HALTESTELLE STADHUI S 

druckfestes , gasdichtes Segment-Hubtor 
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Anlage 7 

Patentschau 

Patentliste 

Strahlenschutz: 

21 . 8. 1969 
21 g, 21/12 - G 21 9 - DOS 1 489853 
Zylindrische Kapsel für Best rahl ungskörper ; 
A : Europäische Atomgemeinschaft EURATOM , Brüsse l ; 
E: Berg, Dip l. -I ng. Paul, Alkmaar (Niederlande); 27 . 9. 65 

28. 8. 1969 
21 g, 18/02 - G 01 t - DOS 1 489928 
Dosimeter ; 
A : Gesellschaft für Kernforschung mbH., 7500 Karlsruhe ; 
E: Pieseh, Dipl. -Phys. Ernst , 7501 Leopo ldshafen; 
Zusatz zu 1 240593; 16. 7. 65 

21 g, 18/02 - G 01 t - DOS 1 539628 
Neutronen-Detektor ; 
A : Akt iebolaget Atomenergi , Stockholm ; 
E: Andersson, Dr. KarlOsten Ingvar, Nyköpi ng (Schweden) ; 
2. 2. 66 , Schweden 8. 2. 65 

21 g, 18/02 - G 01 t - DOS 1 564261 
Einrichtung zur digitalen Speicherung und Digita l-Analog -Umsetzung 
elek trischer Im pulsformationen bei der Messung von Kern strah lung ; 
A : Laboratorium Prof. Dr. Rudo lf Berthold , 7547 Wildbad ; 
E: Trost , Dr.- Ing . Adolf , 7540 Neuenbürg ; Kuni , Dr. med . Horst , 3554 
Cappel ; 14. 5. 66 

21 g, 21/32 - G 21 f - DOS 1 489905 
Einrichtung zum Ausschleusen radioaktiver verunreinigte r Gegen­
stände aus Arbei tskammern oder dgl .; 
A : Gesellschaft für Kernforschu ng mbH., 7500 Karl sruh e ; 
E: Ritzka , Karl , 7501 Hochstellen ; Steg mai er , Win fr ied , 7501 Leopolds­
hafen ; 13. 3. 65 

4. 9. 1969 
21 g , 18/01 - G 01 t - DOS 1 489925 
Verfah ren und Vorrichtung zum Messen der Aktivi tät eines vo rbe­
stimmten Stoffes in ei nem mehrere radioakti ve Stoffe enthaltenden 
Stoffgem isch ; 
A : Gesellschaft für Kernforschung mbH ., 7500 Kar lsruh e ; 
E: PIeseh, Dipl. - Ing . Di ether, 7500 Karlsru he ; 1. 7. 65 

21 g, 18/01 - H 01 i - DOS 1 900888 
lonisierkammer, insbesondere für Branddetektorgerät ; 
A : Vi gifeu, Auberv i ll iers (Frankreich); 
9. 1. 69 , Frankreich 19. 1. 68 

21 g, 18/01 - H 01 i-DOS 1 901 178 
Vorri chtung zum logarithmischen Messen von Ladungsmengen ; 
A : Commissariat a l'Energie Atomiq ue, Paris ; 
E: Burkhart, Andre, Paris; Guillot , Francois, Etampes (Frankreich) ; 
Zusatz zu 1 589665; 10. 1. 69 , Frankreich 10. 1. 68 

21 g, 18/02 - G 01 t - DOS 1 489922 
Verfahren zum Bestimmen einer der Dos is energiearmer Quanten­
strahlung proportionalen Größe ; 
A : Gesell schaft fü r Kernforschung mbH ., 7500 Karlsruhe ; 
E: Pieseh , Dipl.-Phys. Ernst, 7501 Leopoldshafen ; 28.6.65 

21 g, 18/02 - G 01 t - DOS 1 539911 
Dosimeter ; 
A : El ec trospace Corp .. Gien Cove , N.Y. (V.SI.A.) : 
21 . 6. 66, V. SI. Amerik a 16. 7. 65 

21 g, 18/02 - G 01 t - DOS 1 564353 
Vorrichtung zur Heizung des strahlungsempfindlichen Materia ls von 
Thermolum ineszC'n7-Dosi metern : 
A : Manufacture Beige de Lampes et de Materie l El ectroni que en 
abrege M.B.L.E ., Brüssel : 
E: Schayes, Raymond, Brüssel : Gour let , Roger, Vorst (Belg ien); 
17. 9. 66, Belgien 21 . 9. 65 

21 g , 18/02 - G 01 t - DAS 1 639552 
Gerät zum Abtasten und Aufzeichnen des von einem Patienten aus­
gehenden radioakt iven Strahlungsfe ldes: 
A : Picker Corp., White Plaines , N.Y. (V.SI.A.) ; 
E: St ickney , Joseph Burns, Elmwood : Lemmermann , Clarence Ewald : 
Her rin g, Carl Eugene : Car lson , Roland W., Clevel and , Ohio (V.SI.A.): 
20 . 1. 60, V. SI. Amerika 1. 6.59 



11.9.19613 
21 g. 18/01 - G 01 t - DOS 1 514 917 
Dosimeter für die Dosismessung von Röntgen -, Gamma- und Neutro­
nenstrahlen ; 
A : Telefun ken Patentverwertungsgesellschaft mbH .. 7900 Ulm ; 
E: Hoseman n, Dr.-Phys . Rolf ; Basler , Dipl.-Ing . Günther, 1000 Berlin : 
Schiekel , Dipl. -Phys. Manfred , 7900 Ulm ; 21 . 1. 66 

21 g, 21 /32 - G 21 f - DOS 1 908289 
Müllkasten für den Transport radioaktiver Abfälle ; 
A : Commissariat 11 l ' Energie Atomique, Paris; 
E: Clergeot , Joscelin , Paris ; Jourda in, Jean, Meudon la Foret ; 
Puychevrier, Jean , Wissous (Frankreich); 
19. 2. 69, Frankreich 20. 2. 68 

18. 9. 1900 
21 g , 18/02 - G 01 t - DOS 1 439644 
Strahlungsdosimeter : 
A : Tokyo Shibaura Electric Co. Ud ., Kawasaki (Japan) ; 
E: YOkota , Ryosuke, Yokohama; Nakajima, Saburo , Kawasaki (Japan) ; 
9. 8. 63 

21 g, 18/02 - G 01 t - DOS 1 908621 
Verfahren zur Untersuchung von Lösungen, die alphastrahlende 
Isotope enthalten ; 
A : General Electri c Company, Schenectady, N.Y. (V.SI.A.); 
E: Alter , Henry Ward , Danville , Cal if. (V.St.A.); 
21 . 2.69, V. St. Amerika 26. 2. 68 

21 g , 18/02 - G 01 t - DOS 1 908860 
Vorrichtung zur Erzeugung rasch aufeinanderfolgender Verschie­
bungsbewegungen für Blasenkammern; 
A : Commissaria t a l 'Energie' Atomique, Paris ; 
E: Pacchioni , Antenore, Versailles (Frankreich) ; 
21 . 2. 69, Frankreich 29. 2. 68 

Luftschutzbauten: 

21. 8. 1969 
61 S , 29/07 - A 62 b - DOS 1 559 635 
Selbsttät iges Absperrventi l für Gaszu- und -abfü hrungsleitungen von 
Schu tzräumen ; 
A : Ewers & Miesner, Hartg ußwerk und Maschinenfabrik GmbH., 2400 
Lübeck; 
E: Kuhnert , Dr . Dipl. - ing . Hans, 2400 Lübeck ; 
Zusatz zu 1 252068 ; 19. 3. 66 

61 a, 29/07 - A 62 b - DOS 1 901 156 
Ventil für Luftschutzbauten; 
A - E: Rickenbach , Hugo, SI. Gallen (Schweiz); 
10. 1. 69 , Schweiz 9. 2. 68 

11 . 9. 1969 
61 a, 29/06 - A 62 b - DOS 1 559634 
Atemgas-Absaugvorrich tung für Oberdruckkammern ; 
A : Deu tsche Versuchsansta lt für Luft und Raumfahrt e. V., 5050 
Porz-Wahn; 
E: Fust , Hans-Dietri ch, 5320 Bad Godesberg ; 21 . 12. 66 

61 a, 29/07 - A 62 b - DOS 1 908 383 
Druckventil für Schutzräume ; 
A = E: Hochstrasser, Werner, Geroldswil, Zürich (Schweiz) ; 
20 . 2. 69, Schweiz 26 . 2. 68 

61 a, 29/50 - A 62 b - DOS 1 904 948 
Verfahren und Anlage zur Ent - und/oder Belüftung von Straßen , 
Plätzen und Industriegebieten ; 
A E: Garbe, Lothar , 4000 Düsseldorf ; Pruss, Günther Manfred , 
4044 Kaarst ; 
1. 2. 69 , Spanien 9. 2.68 

18. 9. 1969 
21 g , 30/10 - G 01 v - DOS 1 473754 
Verfahren zur Rettung verschütteter Lebewesen ; 
A = E: Förster, Dr. phi l. Fried rich . 7410 Reutl ingen ; 26 . 3. 65 

61 a, 29/07 - A 62 b - DAS 1559 611 
Verschlußvorri chtung für Belüftungskanäle von insbesondere unter­
irdischen Schutzbauten , wie Bunker, Luftschutzräume oder dgl. ; 
A : Bochumer Eisenhütte He intzmann & Co .. 4630 Bochum ; 
E: Seitz, Dipl.-Ing . Rudolf , 8036 Herrsch ing ; Eickhoff , Heinz, 4630 
Bochum ; 5.7. 65 

Atemschutzgeräte: 
21. 8. 1969 
61 a, 29/13 - A 62 b - DOS 1 8111 42 
Gesichtsschutz für Schu tzmasken; 
A : Trelleborgs Gummifabriks AktIeboiag , Trell eborg (Schweden); 
E: Hannson , Otto Henry, Trelleborg (Schweden) ; 
27 . 11.68, Schweden 15. 2.68 

Patentliste Zivilschutz Heft 10 

61 a, 29/01 - A 62 b - DAS 1 301 725 
AtemSchutzgerät mit einer Chemikaipatrone ; 
A : Drägerwerk, Heinr. & Bernh. Dräger, 2400 Lübeck ; 20 . 1. 67 

28. 8, 1969 

61 a, 29/15 - A 62 b - DOS 1 559694 

327 

Strömungsdruckbe1ätigte Druckaufladeregelanordnung und Verfahren 
zur Begrenzung des Druckänderungsausmaßes bei der Druckauflade­
anordnung ; 
A : West land Aircraft Ud., Yeovil, Somerset (Großbritannien) ; 
E: Furlong , Owen, Desmond , Somerset (Großbritannien) ; 
26 . 11 . 66, Großbritannien 18. 1. 66 

4. 9. 1969 

61 a, 29/10 - A 62 b - DOS 1 806 129 
AtemSchutzmaske ; 
A : Societe Anonyme Sepiast , Gennevili iers (Frankre ich ); 
E: Thiebauit, Bernard , Gennevilliers (Frankreich) ; 
30. 10. 68, Frankreich 13. 2. 68 

Feuerlöschwesen : 

21 . 8. 1969 

37 g2 . 1/38 - E 06 c - DOS 1 814894 
Einklappbare Rettungsleiter ; 
A = E: LOix , Gilbert Lambert, Wihogne (Belgien) ; 
16. 12. 68, Belg ien 27 . 12. 67 , 28 . 6. 68 

28. 8. 1969 

61 a, 11 /03 - A 62 c - DOS 1 559615 
Tretspritze ; 
A : Becker & Co., 7714 Vöhrenbach ; 
E: Becker, Dr. Walter, 6900 Heidelberg ; 12. 5. 66 

61 a, 16/01 - A 62 c - DOS 1 559624 
Geienkrohr für Spritzen aller Art ; 
A = E: Dion-Biro , Guy, Boulogne-sur-Seine (Frankreich) ; 
29 . 4. 65 , Frankreich 5. 5. 64 

4. 9. 1969 

61 a, 15/02 - A 62 c - DAS 1 409 740 
Feuerlöschfahrzeug mit Raupenkettenfahrwerk ; 
A : Paul Hammelmann Maschinenfabrik, 4740 Oelde ; 16. 6.61 

11 . 9. 1969 

61 b, 1/01 - A 62 d - DAS 1 301 989 
Mittel zum Dekontam inieren der Haut , ;nsbesondere der mensch­
lichen Haut ; 
A : Collo-Rheincoliodium-KÖln-GmbH ., 5304 Hersei ; 
E: Moroni , Roif, 5304 Hersei ; 
Zusatz zu 1 292 005; 6. 11 . 65 

Atmungsvorrichtungen : 

21 . 8. 1969 

30 k, 13/01 - A 61 h - DOS 1 491 740 
Beatmungsventil ; 
A : Hesse, Dr.-Ing. Holger, Kopenhagen ; 
E: He3se, Dr.- Ing. Holg er ; Hansen , Frantz, Kopenhagen : 
15. 3 . 66 , Großbritann ien 15. 3. 65. 21 . 4. 65 

28. 8. 1969 

30 k, 12/01 - A 61 h - DOS 1 491 660 
Miniair-Kleinsauerstoff- und Filterbeatmungsgerät mit verschiedenen 
Kombinationen ; 
A = E: Brunn , Oswald , 8000 München ; 15. 11.66 

18. 9. 1969 

30 k , 13/01 - A 61 h - DOS 1 491 862 
Wechseldruck-Beatmungsventil. 
A : VEB Medizintechnik Leipzig , Leipzig ; 
E: Gruner, Dr. med . Gerhard , Zittau ; 21 . 10. 65 

Bluttransluslonsgeräte : 

4. 9. 1969 

30 k, 1/02 - A 61 m - DAS 1 491 646 
I nfusi onsfl aschen-Haltevorri chtu ng ; 
A = E: Böhmke , Georg , 6832 Hockenheim : 16. 11 . 65 

18. 9. 1969 

30 k, 1/02 - A 61 m - DOS 1 491 693 
Intravenöser Katheder ; 
A : Deseret Pharmaceutical Company Inc .. Salt Lake City , Utah 
rV .St.A .) ; 
E: Hirsch, Sidney, Long Island , N.Y. (V.St.A.); 24 . 8. 66 
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Narkosegeräte und Anästhesie: 

28. 8. 1969 

30 k, 14/01 - A 61 m - DOS 1 491 692 
Verdun ster für flü ss ige Narkosemitte l ; 

A : Drägerwerk , Heinr. & Bernh . Dräger, 2400 Lübeck; 2.8.66 

Wiederbelebungsgeräte: 

28. 8. 1969 

30 k, 13/04 - A 61 h - DOS 1 616421 
Elastischer Beute l zur Luft- oder Sauerstoffzu führung bei Wieder­
belebungsapparaten ; 

A : Laerd al , Asmund , Stavanger (Norwegen); 
22. 1.65, Norwegen 15.6.64 

11 . 9. 1969 

30 k, 13/04 - A 61 m - DOS 1 907453 
Wi ederbe lebungsgerät zur kün st li chen Beatmung eines Pati enten, 
insbesondere bei Unfäll en ; 

A : The Briti sh Petroleum Company Ud., London ; Elec tronic Pneu­
mat ic Automation Company Ud ., Sevenoaks, Ken t (G roßbritannien) ; 
E: Duck, Dr. Bertram William , Sunbury-on-Thames, Midd lesex; War­
ren , Gharl es Esme Thornton. Sevenoaks, Kent (G roßbritann ien) ; 
14. 2. 69, Großbritannien 15. 2. 68 

18. 9. 1969 

30 k, 13/04 - A 61 m - DOS 1 616419 
Herzmassage-Vorri ch tung ; 

A : Michigan Inst rum ents Inc., Grand Rapids, Mich. (V.St.A.) ; 
E : Barkalow, Glare Eugene, Grand Rapids, Mi ch. (V.St.A .); 27.3.63 

Heilseren, Bakterienpräparate : 

21. 8. 1969 

30 h , 6 - G 12 k - DOS 1 810892 
Verfahren zu m Abschwächen von Viren ; 

A : Gray Industr ies Inc. , Fort Lauderd ale, Fl a. (V.St.A.); 
E: Gray, Oscar Samue l , Fort Lauderda le, Fla. (V.St .A.) ; 
26 . 11. 68, V. St . Amerika 1. 12.67 

28. 8. 1969 

30 h, 6 - A 61 k - DOS 1 900697 
Antibiotische Arzneimittel und Verfahren zum Herste ll en von Anti ­
körpern ; 

A : Stan ley Drug Products Inc ., Portl and, Oreg . (V.St .A.); 
E: Cook, Elton S.; Tanaka, Kinji , Ci nc inat i , Ohio (V.St. A.); 
8. 1. 69, V. St. Ameri ka 11 . 1. 68 

Desln'fektion und Sterilisation : 

21. 8. 1969 

30 i , 2 - A 61 I - DAS 1 301 434 
Ortsunabh ängiges Steri l isiergerä t ; 
A : Andreas, Ka rl , Industriee inrichtungen , 8041 Fahrenzhausen ; 
E: Rottenfußer, Josef, 8051 Grü neck; 20.4.65 

28. 8. 1969 

30 i , 2 - A 61 I - DOS 1 813613 
Gasdosier- und Abgabebehä lter, insbesondere für Schwefe ld ioxyd; 
A ~ E: Dal Ci n, Ermenegildo ; Gerloni , Salvatore , Mai land (Italien) ; 
10. 12. 68 , Ita l ien 21.2. 68 

4. 9. 19619 

30 i , 8/01 - A 61 I - DOS 1 492 328 
Saugfäh iges Materi al für hygienische und/oder medizinische Zwecke 
und Verfahren von dessen Herstellung ; 
A : Engler, Max, Züri ch (Schweiz) ; 
1. 4. 63 , Osterreich 25. 1. 63 

30 i , 3 - A 61 I - DAS 1417382 
Lagerungsbeständige Desinfekti ons- und Bleichmittel ; 
A : Monsanto Company, St. Louis , Mo. (V.St.A.) ; 
E : Casey, Edward A., Crestwood ; Li ss , Raymond L. , Kirkwood , Mo. 
(V.St.A .); 
28 . 10. 58, V. St. :Amerika 1. 11 . 57 

11.9.1969 

30 i , 1 - A 61 I - DOS 1 492 489 
Verfahren und Vorrichtung zur Verni chtung von lebenden Organismen 
und/oder zur Frischhaltung und Konservierung von verderblichem 
Gut ; 
A: Vitanova Anstalt für Naturheilge'räte , Vaduz (Liechtenstein) ; 
8. 10. 64 

30 i , 1 - A 61 I - DOS 1 903 137 
Verfahren und Vorri chtung zur keimfre ien Lagerung von steri len 
Flüss igkeiten in gesch lossenen Behältern ; 
A : S.p.A. Gio & Frate lli Buitoni Sansepolc ro Perugia, Perug ia 
(Ita li en); 
22. 1. 69, Itali en 23. 1.68 

18. 9. 1969 

30 i , 8/01 - A 61 I - DOS 1 492 289 
Verband sstoffe ; 
A ~ E: Baron , Dr. med. hab il. Dr. ph il. nat. H., 4000 Düsse ldorf ; 
15. 3.63 

Absorbieren, Reinigen und Trennen von Gasen und Dämpfen: 

21. 8. 1969 

12 e, 2/01 - B 01 d - DOS 1 421 329 
Verfahren und Einri chtu ng zum Entstauben von Gas- und Luftströmen 
mittels Flüssigkei t ; 
A : Bayer ische Berg- , Hütten- und Salzwerke A.G., 8000 München ; 
E: Drabsch, Kar l-Stefan, 8481 Pleyste in ; 29.4. 61 

12 e, 3/01 - B 01 d - DAS 1 301 301 
Vorri chtung zum Abscheiden von Festkörpertei lchen aus e inem gas­
förmi gen Medium ; 
A ~ E: Berz, Dip l .- Ing. Max ; Berz, Di pl. -Ing . Wo lfgang , 8113 Kochei ; 
Zusatz zu 1 295521 ; 15. 10. 64 

28. 8. 1969 

12 e, 2/50 - B 01 d - DOS 1 905627 
Verfahren und Vorri chtung zum Trocknen eines Gasstromes; 
A : Bl ack, Siva ll s & Bryson Inc., Kan sas Ci ty , Mo . (V.St .A.); 
E: McM inn , Robert Edward , Okl ahoma City , Okl a. (V.St.A .) ; 
5. 2.69 , V . St. Amerika 5. 2. 68 

12 e, 4/01 - B 01 f - DOS 1 557 051 
Rühr- oder Mischvorr ichtung , insbesondere Belüftun gsvorr ichtung für 
Kl äranl agen ; 
A : Eta-Corp . GmbH ., 2000 Hamburg ; 10. 8. 66 

12 e, 4/01 - B 01 f - DOS 1 557 054 
Umwälz- , Belüftun gs- Mischvorr icht ung oder dgl. 
A : Eta-Corp. GmbH., 2000 Hamburg ; 2. 12. 66 

12 e, 4/01 - B 01 f - DAS 1 301 798 
Misch- und Knetmaschine ; 
A : Dra iswerke GmbH ., 6800 Man nhei m-Wa ldhof; 
E: Enge ls, Kaspa r, 6800 Mannhei m-Wald hof ; 21. 5. 66 

11. !I. 1969 

12 e, 3/01 - B 01 d - DOS 1 904 065 
Einri chtung zum Entgasen von feinkörnig en Stoffe n ; 
A : Buss A.G. , Base l (Schweiz) ; 
E : Sutter, Fr itz; Webe r , Wi lhe lm G., Pratte ln (Schweiz); 
28. 1. 69 , Schweiz 26. 2. 68 

12 e, 3/02 - B 01 d - DOS 1 519943 
Gaschromatog raphi sche Säulen; 
A : The At lantic Refi ni nq Gomoany, Phil adelphi a, Pa. (V.St.A .); 
E : Melpolder, Frank Wicks , Wallingford, Pa. (V.StA) ; 
13. 12. 65, V. St. Amerika 14. 12. 64 

Patentberichte 
Selbsttätiges Absperrventil für Gaszu- und -abführungs leitungen von 
Schutzräumen 

Im Heft 4/69 ist auf Se ite 134 über ei n se lbstt ätiges Absperrvent il für 
Luftzu- und -abführungsleitungen von Schutzräumen beri chtet wor­
den. Die Erfindung hat sich die Aufgabe gestellt , di e dort geschilder­
ten selbsttätigen Absperrventile zu ve rbessern und insbesondere den 
St röm ungswiderstand d8\S Absperrventi ls be i Normalbelüftung zu 
senken. Di e Erfindung bezieht sich auf ei n se lbsttätiges Absperrven­
til mit einem topfartigen Venti lverschlußkörper und mit einem in 
Ri chtung auf diesen führendes Luftl ei tungsrohr nach dem Hauptpatent 
1 252068. 

An der ni cht dargestellten Luftzu- und -abführungsleitung e ines Luft­
schutzbunkers ist mit dem Flansch 1 das erfindungsgemäße Ventil 
angesch lossen. Der Flansch 1 ist an einem Rohrstutzen 2a bedestigt , 
an dem zugleich das Gehäuse 3 angeordnet sein kann. An den Rohr­
stutzen 2a schließt sich über einen innerhalb des Gehäuses 3 ange­
ordneten Rohrkrümmer 125 der weitere Bauteil 2b an , der in Ri ch­
tung auf das Ventil führt . Im Ausführungsbeispiel besteht der Rohr­
krümmer 125 aus zwei Achtelrohrkrümmern 126 und 127. Das Rohr­
stück 2b ragt in den topfartig ausgebildeten beweglichen Ventilver­
sch luß körper 7 hinein, der aus einem zylindrischen Teil 8 und einem 



Schnitt A - A 

120 l1ß 

10 
9 

132 

133 

konischen Bauteil 9 gebildet ist. Der Bauteil 9 kann auch gewölbt 
ausgebildet sein. Der äußeren Gestaltung des Bauteils 9 entspre­
chend ist der Ventilsitz 10. angepaßt , der aus mehreren radial ange­
ordneten Stegen 118 gebildet ist. Die Stege 118 tragen das Führungs­
stück 119 für die Führungsstange 120. des beweglichen Venti lverschluß­
körpers 7. Die Führungsstange ist mit dem Ventilverschlußkörper 7 
fest verbu nden und steh t unter dem Druck einer das Venti l in Oflen­
ste llung hal tenden Feder 114. 
Neben der Feder 114 kann noch eine in gleicher Richtung wirkende, 
jedoch en tgegengesetzt gerichtete Feder vorhanden sein, um den 
Ven til tell er in der dargestellten Lage zu halten. Es ist aber auch 
mögl ich, auf den Venti lve rschlußkörper bzw. au f die Ventilstange 120 
eine entgegengesetzt wirkende Feder einwirken zu lassen, wobei 
stms durch beide Federn das Ventil bei Normalbelüftung in Oflen­
stellung gehalten wird . 
Die Stirnfläche 2c des Rohrstücks 2b kann abgeschrägt sein, um als 
Vent ilsitz für die Schließlage des Vent i ls bei entgegengesetzter Ri ch­
tung zu wirken. Die Stirnfläche 2c wird der jeweiligen Bauform des 
Bauteils 9 angepaßt. - Die Stege 118 sind an einem RIngflansch 130. 
befestigt , der mit Hilfe der Verbindungsbo lzen 131 am RIngflansch 
132 des Gehäuses 3 befestigt ist. Zu r Führung des Ventll verschl uß­
körpers 7 dienen Führungsbolzen 133, die im Ringflansch 130. einge­
setzt sind und die um den zylindrischen Teil 8 angeordnet Sind , um 
diese n zu führen . - Der Abstand zwischen dem Deckel 134 des Ge­
häuses 3 und dem Ringflansch 130. ist etwa das 10.- bis 5o.-fache des 
Schließweges des Ventils. 
Das erfindungsgemäße Ventil zeichnet sich d adurch au.s, daß es bei 
Normalbelüftung einen sehr geringen Luftwiderstand bietet . Dies ISt 
darauf zurückzuführen daß bei Normalbelüftung Infolge des vorge­
setzten Rohrkrünlm ers' 125 die Ventilscheibe 9 n icht in der Mitte, son­
dern an einem bestimmten Randteil beaufschlagt wird , so daß sich 
dadurch eine bessere Abströmung durch die zwis.chen dem Rohr­
stutze~ 2b und dem Bauteil 9 bestehenden Ring kanal !) ergibt. Außer­
dem schließt sich das Venti l bei Druckstoßbelastung schne ller als 
ein Ventil mit geradem durchgehenden Lultzuführungsrohr 2. 
Anmelder: Ewers & Miesner, Hartgußwerk und Maschinenfabrik 
GmbH ., 240.0. Lübeck; Erfinder: Dipl.-Ing . Dr. Hans Kuhnert, 240.0. 
Lübeck; Anmel detag : 19. 3. 66 : Offenlegungstag: 21.8.69 ; Offenle­
gungsschrift Nr. 1 559635; Klasse 61a, 29/0.7. 
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Schwebstoff-Fliterelnsatz aus gefaitetem Schwebstoff-Flllermaterlal für 
Schwebstoffilter von Atemschutzvorrichtungen und Verfahren ZUm Her­
steifen des Schwebstoff-Fllterelnsatzes 

Es sind Schwebstoff-Fillereinsätze für Schwebstoffiller von Atem­
schu tzvorrich tungen bekannt , di e aus ei nem gefalteten Filtermaterial 
bestehen und in deren Falten ein- oder bei derse itig sieb- oder ge­
webeartige Abstand halter angeordnet sind. Diese Schwebstoffil ter 
werden so hergestellt, daß das Schwebstoff-Filtermateria l vor dem 
Falten mit den Abstandhaltern , die aus einer zusammenhängenden 
flächenförmigen Schicht gleicher Größe wie das Schwebstoff-Filter­
material bestehen , abgedeckt und zusammen mit diesen gefa ltet 
wird . 

3 2 
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Der Erfindung liegt die Aufgabe zugrunde, einen Schwebstoff-Filter­
einsatz für Schwebstoffilter von Atemschutzvorrichtungen aus getal­
tetem Filtermaterial zu schaflen. bei dem einfach herzustellende Ab­
standhalter die Filterwände möglichst geringfügig abdecken. Die 
Lösung dieser Aufgabe besteht darin , daß die Abstandhalter 5 aus 
sich nur über einen Teil der Fallenhöhe von den bei den sich gegen­
überliegenden Faltenkanten 2 ins Falteninnere erstreckenden, mit 
beiden Faltenwänden verbundenen eingegossenen Stegen bestehen . 

Abb . 1 zeigt einen gefalteten Filtereinsatz in Seitenansicht . Abb.2 
zeigt die Draufsi cht in Ri chtung des Pfeiles P,. Die gefaltete Filter­
materialbahn 1, die beispielsweise aus einer Faltmaschine aust ritt. 
wird in Richtung des Pfeiles P, vorwärts bewegt . wobei die Falten­
kanten 2 horizontalliepen . Aus nicht gezeichneten Düsen wird ein 
Klebstoff 3 herausgedrückt, der nur au f einem Teil der Höhe der 
Falten . aber in unterschied licher Tiefe in d ie nach oben oflenen 
Faltentaschen 4 der Filtermaterialbahn 1 ein läuft. Dadurch bilden sich 
Abstandhalter 5 aus Klebstofl. d ie nach einiger Zeit erhärten und die. 
je nachdem, wie weit die Klebmasse in die Faltentaschen 4 einge­
drungen ist , die Faltkanten und die Faltenwände oder diese mit­
einander verbinden. Das Fillermaterial wird während des Aufgießens 
und Aushärtens der Klebmasse so geführt, daß die Faltenwände der 
Filtermaterialbahn 1 den gewünschten Abstand haben. Je nach der 
Ste ifigkei t des verwendeten Filtermaterials können ein oder mehrere 
Stränge der Klebstoflmasse in unterschiedlichen Abständen vonei n­
ander aufgebrach t werden. 
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Das erfindungsgemäße Verfahren zur Herstellu ng des Schwebstoff­
Fi ltereinsatzes erle ichtert das Anbringen der Abstandhalter 5. Diese 
nehmen nur eine geringe Fläche deos Filtereinsatzes ein . Da die 
Klebmasse unmitte lbar nach dem Falten des Fi ltermaterials aufge­
bracht wird, ist auch das Herstell en der Abstandhalter ei nfach . 
Schließ lich entfällt be im erfindung sgemäßen Verfahren ein mehr­
faches Falten und dam it ei n Falten der bereits mit der Klebmasse 
versehenen Filtermaterialbahn . 

Anmelder: Drägerwerk, Heinr. & Bernh . Dräger , 2400 Lübeck ; An­
meldetag : 24. 12. 66 ; Bekanntmachungstag : 17. 7. 69 ; Auslegeschrift 
Nr. 1 299534; Klasse 61a, 29/30. 

VerschlußventIl für Schutzraum-Belüftungslellungen 

Die Erfindung bezieht sich auf ein Versch lu ßventi l für Sch utzraum­
Belüftungsleitungen mit einem gegen ei ne in Offnungsrichtung wir­
kende Federkraft verschieblichen topfartigen Vent ilve rsch lußkörper 
und ei ner gegen den Ventil ve rschlußkörper gerichteten , im Abstand 
von diesem endenden Luftzuführungslei tung , die von zwe i gleich­
achsigen Kanä len ringförmig umgeben ist , d ie an ihren dem Ventil ­
verschlußkörper entgegengesetzten Enden m itei nander in Verbindung 
stehen . Be i diesen bekannten Verschlußventilen ist es wesentlich , 
daß die durch die zugleich die Luftzuführungslei tung bildenden 
Kanäle anlaufende Druckwelle das Ventil geschlossen hat, bevor 
durch den äußeren KanalDruckimpulse zum Eingang des Ventils 
gelangen, Dies setzt bei Verschlußventilen mit topfartigem Ver­
schlußkörper eine von der Geschwindigkeit der Druckwelle abhängige 
Länge des Strömungsweges durch die beiden Kanäle vo raus, die zu 
einer verhältnismäßig großen Baulänge führt . 

Der Erfindung liegt die Aufgabe zugrunde, ein Verschlußventil für 
Schutzraum-Belüftungsleitungen zu schaffen , das bei gleichen Sicher­
heitsanforderungen eine kürzere Baulänge aufweist als di e bekann­
ten Versch lußvent i le. Diese Aufgabe wird gemäß der Erfindung da­
durch gelöst , daß der Ventilverschlußkörper 4 auf dem ihm zuge­
wandten Ende ei nes die Trennwand zwi schen den bei den Kanälen 32 
und 34 bildenden Gehäuseteils abdichtend geführt ist und daß der 
äußere Kanal 34 in Schließrichtung des Vent i lversch lußkörpers 4 über 
den Ventilsitz 20 hinaus sackartig ve rl ängert ist . 
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Die Fig . 1 und 2 zeigen zwei Ausfü hrungsform en eines erfindungs­
gemäßen Verschlußventi ls. Der topfartige Ventilverschlußkörper 4 is t 
im zwei te i l ig ausgeführten Ventilgehäuse 2 auf e inem feststehenden 
Bolzen 6 geführt , der in einer Nabe 8 des Gehäuses 2 befestigt ist. 
Der Rand 14 des topfartigen Ventilverschlußkörpers 4 ist von dem 
ringförmigen, einen Tei l der Trennwand zwischen den bei den Kanä­
len 32 und 34 bildenden Absch nitt 16 des Gehäuseteils 18 umgeben. 
Der Ventilsi tz 20 ist von einem ring artigen Gehäuseteil 24 getragen 
und mit ei ner Weichdichtung 22 ve rsehen. In dem Gehäuseteil 26 

erstreckt sich die axia le Luftzuführungsleitung 28 zum Ventilverschluß­
körper 4 hin. Diese Leitung endet im Abstand vom Rand 14 des 
Venti lverschl ußkörpers so, daß ein Durchgang 30 zu dem die Luft­
zuführu ngs le itung 28 umgebenden inneren Kanal 32 frei bleibt . Der 
Kanal32 steht an se inem der Eintrittsöffnung des Gehäuses zu­
gewendeten Ende mit dem äußeren gleichachs igen Kanal 34 in Ver­
bindung , der zum Durchgang 36 füh rt und mit einer über den Venti l­
si tz 20 hinausreichenden sackartigen Verlängerung 48 versehen ist. 

Beim normalen Betrieb tritt die Luft durch die Luftzuführungslei ­
tung 28 ei n und wird über den Durchgang 30, den inneren Kanal 32, 
den äußeren Kanal 34 und den Durchgang 36 zum Ausgang 40 ge­
führt . - Eine Druckwelle wird durch die Luftzuführungsleitung 28 
unmittelbar gegen den Ventilverschl ußkörper 4 geführt, so daß dieser 
ei nen Schl ießimpuls erfährt. Da der Weg über die Kanäle 32 und 34 
zum Durchgang 36 wesentlich länger ist als der Abstand zwi schen 
dem Ende der Luftzuführungslei tung 28 und dem Vent i lversch luß­
körper 4, ist der Venti lverschlußkörper geschlossen, bevor die Druck­
welle den Durchgang erreicht. 

Zum Schwächen der durch die Kanäle 32 und 34 strömenden Druck­
welle sind in dem äußeren Kanal 34 ringförmige Rippen 42 und 44 
an der Innenseite der Ventilgehäusewand angeord net, die so aus­
gebildet sind, daß sie beim normalen Lüfterbetrieb den Durchgangs­
widerstand nicht wesentlich erhöhen , daß sie aber bei Druckwellen 
ei ne kräftige Verwirbelung erzeugen , durch die ein Energieverzehr 
der Druckwell e erzie lt wi rd . - Eine wei tere Schwächung der Druck­
welle wird durch eine gegenüber dem Vent i lsitz 20 angeordnete. von 
dem Abschn itt 16 radikal nach außen vorstehende ringfö rmige 
Rippe 46 erre icht. Außerdem wird durch diese Rippe 46 der Vent i l­
sitz 20 VOr dem unmittelbaren Auftreffen der Druckwelle geschützt. -
Schl ießlich wird die Energie der Druckwe lle noch durch die über 
den Ventilsitz 20 hinausreichende sackartige Verlängerung 48 des 
äußeren Kanals 34 weiter geschwäch t. 

Das Verschl ußvent i l nach Fig.2 entspricht im wesent lichen der Aus­
bil dung nach Fig . 1. Abwe ichend von der Ausführungsform nach 
Fig.1 ist in dem äußeren Kanal 34 eine schrau benförm ig gewendelte 
Luftführungswand 54 angeordnet , durch die der Weg zu m Durch­
gang 36 gegenüber dem Weg des Ventils nach Flg . 1 vergrößert wird , 
so daß bei g leichen Belasl ungen die Gesamtbaulänge des Versch luß­
ventil s nochmals verkürzt werden kann oder bei g leicher Bau länge 
die Wirksamkeit erhöht wird . 

Anmelder: Anton Piller K.G ., 3360 Osterode ; Anmeldetag : 3. 6. 1964; 
Bekanntmachungstag : 24. 4. 1969; Auslegesch rift Nr. 1293605; Klasse 
61 a, 29/07. 

Druckfester, gegen Strahlung schützender Torflügel 

Bekanntgewordene druckfeste, gegen Strahlung schützende Torflügel 
mit ei nem die beiden Sch malsei ten bildenden Stahlrahmen, mit zwei 
die beiden Außenflächen bildenden Stahlpl atten , mit auf den bei den 
Innenseiten der Stahlplatten befestigten Prof ilstäben, welche die 
Stah lplatten ausste ifen , und mit einer Betonfüllung haben den Nach­
teil , daß sie gegen bestimmte physi kal ische Strah lungen praktisch 
nicht wirksam sind . So führen schnelle Neutronen be im Auftreffen auf 
Stahl zu eine r mittierten Gammastrahlung , die in den die Stahl ­
platten aussteifenden Profilstäben nach innen geleitet wird und sich 
somit an der nach innen weisenden Fläche des Torflügels ausbreiten 
kann. 

Die Erfindung geht von der Erkenntnis aus, daß eine emitt ierte Strah­
lung durch Beton gebremst werd en kann . Die Bremswirkung ist von 
der Länge des Weges der Strahlung im Beton abhängig . Um Tor­
fl ügel zu schaffen , die auch gegen Strah lung aus schnell en Neutronen 
schützen , muß bei Torfl ügeln der bekanntgewordenen Art im Inneren 
der Torfl üge l e ine mög lichst di cke Betonsch ich t angeordnet werd en, 
die frei von meta lli schen Einlagen ist . Durch die Erfindung so ll da­
her die Aufgabe gelöst werden , Torfl ügel entsprechend dieser Er­
kenntnis auszubi lden. Diese Aufgabe wird erfindungsgemäß dadurch 
gelöst . daß Profi l stäbe 5, 6 mit Fl achwul stquerschnitt , deren Wulst 
in die Betonfüllung 4 hineinragt, auf Lücke versetzt gegeneinander 
angeordnet sind . 
Der aus Stah lpl atten 2, 3 und dem Rahmen 1 gebi ldete Innen raum 
des Torflügels bes itzt die Betonfüllung 4. In diese Betonfüllung 4 
si nd die Profil stäbe 5 und 6 mit Flachwulstquerschnitt ei ngebettet , 
deren Flachwulstquersch nitt bezüglich sei nes Steges eine unsymme-



Irische Wulstanordnung aufweist Die Profil stäbe 5 und 6 sind mit 
ihren dem Flachwulst gegenüberliegenden Enden an der Innenseite 
der Stah lpl atten 2 bzw. 3 befestigt Die bei den Reihen sind auf 
Lücke verselzt gegeneinander angeordnet. Zwischen den Wülsten 5a 
und 6a der Profilstäbe 5 bzw. 6 ist e in größerer Abstand vorh anden . 
In Anpassung an den auf die nach auße n gekehrte Stah lp latte 2 ei n­
wirkenden Druck si nd an dieser Stahlplatte 2 Profilstäbe 5 mit 
größerem Flachwulstquerschnitt befestigt als an der nach innen ge­
kehrten Stahlplatte 3. 
Durch diese erfind ungsgemäße Anordnung entsteht trotz entsprechen­
der Aussteifung der Stah l platten im Inneren des Torflügels eine 
Betonschicht , die frei von aussteifenden Profilstäben ist , so daß die 
emittierle Gammastrahlung gebremst werden kann . Besonders zweck­
mäßig sind Flachwulstquerschnitte mit bezüglich ihres Steges un­
symmetrischer Wulstanordnung. Solche Profil stäbe haben den Vorteil 
einer kleineren Oberfläche bei gleichem Widerstandsmoment Die 
kleinere Oberfläche hat zusätzlich den Vorteil , daß der emittierten 
Gammastrahlung die Ausbreitung in der Betonfüllung erschwert wird. 

Anmelder: Aktiengesellschaft Weser, 2800 Bremen ; Erfinder : Heinrich 
Liedke, 2800 Bremen; Anme ldetag: 6. 6. 64; Bekanntmachungstag: 24.7. 
69 ; Auslegeschrift Nr. 1 299843; Klasse 37 d, 5/18. 

Ventil tur Luftschutzbauten 

Die Erfindung bezieht sich auf ein Ventil für Frischluft- und Ablutt­
förderung in Luftschutzbauten zur Sicherung gegen Druck- und Sog­
wellen , mit einem beweglichen Ventilkörper, der sich gegen zwei 
voneinander distanzierte Sitzflächen anlegen kann. Das Ventil be­
findet sich im Innern eines Luftschutzraumes, der durch einen Kanal 1 
mit der Gehäuseaußenseite verbunden ist. Auf d ie Vertikalwand 12 
ist eine Scheibe 2 mit einem e;inwärts gebogenen , in den Kanal 1 
hineinragenden Rand aufgesetzt über dieser Scheibe 2 befindet sich 
eine Haube 3, welche einen nach einwärts umgebördelten gerundeten 
Rand 5 enthält, dessen Offnungsdurchmesser angenähert dem Durch­
messer dos Kanals 1 entspricht und koaxial zum Kanal 1 verläuft. In 
dem Hoh lraum zwischen der Scheibe 2 und der Haube 3 befindet sich 

Fig. 1a 
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ein im Querschnitt linsenförmiger hohler Ventilkörper 4, der an einer 
Blattfeder 6 befestigt ist. Die Blattfeder 6 ist mit einer Büchse 9 starr 
verbunden und mittels einer Schwenkwelle 7 schwenkbar gelagert. 
Um diese herum ist eine U-förmig gebogene streifenförmige Feder 8 
gelegt, deren Schenkel nach unten weisen. Zur Einstellung der Lage 
des Ventilkörpers 4 sind zwei sich gegenüberliegende Schrauben 13 
und 14 im Lageransatz 15 angeordnet, die zum Zusammenwirken mit 
den Schenkeln der Feder 8 best immt sind. Die Befestigung der 
Haube 3 und der Scheibe 2 am Mauerwerk 12 erfolgt mit drei am 
Umfang verteilt angeordneten Schrauben 10. 

Der Ventilkörper 4 dient als Explosions-Schutzorgan und nimmt in 
seinem Normalzustand die mit II bezeichnete Mittellage ein, in der 
er weder gegen den Rand der Scheibe 2 noch gegen den Rand der 
Haube 3 anliegt , so daß die Luft am Ventilkörper 4 frei vorbei zirku­
lieren kann . Wenn nun eine Druckwelle in Richtung des Pfeiles A 
auf den Ventilkörper 4 auftrifft, pendelt dieser entgegen der Feder­
kratt des linken SChenkels der Feder 8 gegen den Ventilsitz 17, so 
daß dann der Venti lkörper 4 die mit I bezeichnete Lage einnimmt. Er 
verhindert dadurch das Eindringen von gefährlichen Sog- oder Druck­
wellen in das nachfolgende Ventilationsaggregat. Die nachgiebige 
Blattfeder 6 ermöglicht ein prakt isch luttdichtes Anliegen des Ventil­
körpers 4 an der Sitzfl äche 17 des gewölbten Randes 5. 

Wenn dieser Druckwelle eine Sogwelle folgt , d.h . wenn auf der Ge­
bäude-Außenseite ein Unterdruck herrscht, gelangt der Ventilkörper 4 
zum Anliegen an den Ventilsitz 16 und verhindert dadurch einen 
Unterdruck im Raum . Diese Lage ist mit III bezeichnet. Sobald sich 
die Druckverhältnisse auf der Außenseite normalisiert haben , nimmt 
der Ventilkörper 4 unter dem Druck der Feder 8 wieder seine MitteJ­
stellung II ein . 

Mit diesem Ventil isl es auch möglich , im Innern des Raumes wäh­
rend des Lüftungsbetriebes ständig einen geringen überdruck auf­
rechtzuerhalten , indem die in Fig. 1 rechtsliegende Schraube 14 so 
weit eingeschraubt wird , daß der Ventilkörp9ir 4 infolge des auf den 
betreffenden Schenkel ausgeübten Druckes ständig die mit I be­
zeichnete Lage einnimmt und dadurch das Abströmen der Schutz­
raumluft nur unter der Voraussetzung eines ständigen Raumüber­
druckes zul äßt. 
Die Fig . la und lb zeigen zwei weitere Ausb ildungen der Befestigung 
der Blattfeder 6 und der Schenkel der Feder 8 im Lageransatz 15. 

Anmelder und Erfinder : Hugo Rickenbach , St. Gallen (Schweiz) ; An­
meldelag: 10. 1. 69, Schweiz 9.2.68; Oflenlegungstag : 21 . 8.69; Ollen­
legungsschrift Nr. 1 901156; Klasse 61a, 29/07. 

Mit Feuerlöschschäumen verträ gliches Feuerlöschpulver 

Das Hauptpatent 1 171752 bezieht sich auf ein mit Feuerlöschschäu­
men verträg l iches Feuerlöschpulver, das aus mindestens 80 ' /, AIkali ­
bicarbonat mit einer durchschnittlichen Korngröße von 10 ~ und aus 
Talk mit einer durchschnittlichen Korngröße von unter 1 fl und aus 
Kieselsäure als Fließhilfsmittel mit einer durchschnittlichen Korn­
größe von unter 1 fl besteht. Dieses Feuerlöschpulver nach dem 
Hauptpatent ist dadurch geken nzeichnet , daß es mindestens 6 ' /, 
Talk und mindestens 3 ' /, Kieselsäure als all einige Fließhilfsmittel 
enthä lt und das gegebenenfa ll s die Bicarbonatkomponente in an sich 
bekannter Weise mit 5 gl1 kg Silikonöl umhüllt ist. 

Es wurde nun feslgestellt , daß die Mindestgehalte an Talk und 
Kieselsäure noch merklich verringert werden können , ohne daß dabei 
- wie zunächst zu erwart en war - die erwün schte Eigenschaft des 
Pulvm s, nii'Tl li ch seine Schaumverträglichkeit und seine Fließbarkei t , 
beeinträchtigt würde. 

Durch Versuche wurde gefunden, daß die Feuerlöschpulver ihre 
guten Eigenschaften behalten , wenn der Gehalt an Kieselsäure bis 
auf 1,5 ,/, und der Gehalt an Talk bis auf 3 ' /0 erniedrigt wird . Dieser 
Kombinationsgehalt ist nach den bisherigen Feststellungen als die 
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Mindestkombination anzusehen, wel che noch brauchbare Feuerl ösch­
pulver l iefert , d ie mit Feuerlöschschäumen verträg l ich sind . Ern iedrigt 
man den Gehalt an einem der Zusatzstoffe noch we iter , so muß eine 
entsprechende Erhöhung des Geha lts an den an deren Zusatzstoffen 
erfolgen . So si nd bei 1 ' /, Kieselsäure schon 4 ' /, Talk und umge­
kehrt si nd bei 1 ' /0 Talk mindestens 5 ' /0 Kieselsäure zur Wahrung 
der guten Eigenschaften der mit Feuerlöschschäumen verträgli chen 
Feuerlöschpulver erforderl ich. 

Anmelder: Solvay & Cie. Societe An onyme, Brüssel (Belgien) ; Erfin­
der : Herman Dessart , Brüssel ; Anmeldetag: 14 . 12.66; Offenlegungs­
tag ; 29.5.69; Offenlegungsschrift Nr. 1 546508; Zusatz zu Patent 
1 171 752; Klasse 61 b , 2. 

Filterpat rone für Gasmasken 

Filterpatronen für Gasmasken en thalten zwei hinterein ander geschal­
tete Filterteile , ein Kohlefilter und ei n Papierfi iter. Um ei nes dieser 
Filterteile später auswechsel n oder ändern zu können , ist es er­
wünscht, daß sie als ei nze lne Filtervo rsätze trennbar und auf ein­
fache Weise durch einen Verschlußring verbunden sind . Die Filter­
vorsätze müssen ferner so ausgebi ldet sei n, daß sie ihre Wirksam­
keit beha lten, se lbst wenn sie bei m Gebrauch Verformu ngen au fn eh­
men oder Sch läge erhalten, durch die die Anordnung der in den Vor­
sätzen entha ltenen Kohle- oder Papierfilter lei den kann . Die Filter­
vorsätze erha lten vor ihrer Verbindung durch den Verschlußring eine 
Gummidichtung , die zw ischen dem Kohlefi lter und dem Papierfi lter 
di chten so ll . 

.. J 

:1 

F~.e 

Damit beim Gebrauch des Fi l tervorsatzes keine schädlichen Neben­
wege für veru nrei nigte Luft entstehen können , sind erfi ndungsgemäß 
der Papierfiitervorsatz 1 und der Kohlefiltervorsatz 2 durch einen Ver­
schlußring 3 luftdicht und lösbar miteinander ve rbund en und die Ver­
kittun g 7 des gefalteten Filterpapiers 10 mit dem Pap ierfi l tergehäuse 
1 erfolgt durch eingegossenen und polymerisierten Kun ststoff. Erfin­
dungsgemäß wird der Kunststoff beim Verkitten des Filterpapiers 10 
derart eingegossen, daß er über die Dich tfl äche des Fil te,rgehäuses 1 
gezogen ist und ei nen Fl ansch bi ldet , der zw ischen dem Papierfilter­
gehäuse 1 und dem Koh lefilterg ehäuse 2 e ine ununterbrochene und 
natü rliche Abdi ch tung gewährleistet. Dadurch werd en nach dem Ver­
binden der be iden Filtervorsätze sämtliche Nebenwege für verun-

reinigte Luft zwischen dem Fi ltergehäuse und der Verki ttung des 
Papiers beseitigt. Dies ist bei den bekannten Filtervorsätzen nicht 
der Fall, bei denen sich Di chtfläche und Verki ttung trennen , wenn 
sich die Verkittung unter der Einwi rkung e iner Schl agbeanspru chu ng 
oder e iner Verformung des Filtergeihäuses vom Gehäuse abhebt. 

Fig . 1 zeigt die aus den Filtervorsätzen 1 und 2 gebi ldete Filter­
patrone für Gasmasken . Fig .2 und 3 ze igen Einzelheiten der Fig. 1 
in größerem Maßstab. Das KOhlefiltergehäuse 2 ist mit dem Papier­
fi itergehäuse 1 durch den Verschlußring 3 verbunden. Die Zerstörung 
de,s Versch lußrings 3 im Hinbl ick au f einen evtl. Ausfausch ei nes 
Fiitervorsatzes w ird durch die Zunge 4 erleichtert. - In Fig .2 erkennt 
man die Form der Verkittung 7 im Papierf i ltergehäuse 1, die An br in­
gungsart des Ei ntri ttsgitters 5 im Kohlefiltergehäuse 2 und die An­
bringungsa rt des Verschlußrin gs 3, der di e beiden Filtergehäuse ver­
bindet. - In Fig .3 erken nt man di e Anbringungsart des Austri tts­
gitters 6 im Kohl afi ltergehäuse 2 und ein den Au st ritt von Kohlen­
staub ve rh inderndes Kunststoffaserblatt 8, wobei d ie Akt ivkoh le mit 
9 bezeichnet ist. Der Koh lenstaub kan n durch Zerbröcke ln der Kohle 
unter der Einwirkung von Sch lägen oder e iner Verformung des Ge­
häuses entstehen und er könnte den Gasmaskenträger beh indern , 
indem er in sei ne Au gen und in sei ne Atemwege dringt. 

Anmelder: Etat Francais , vert reten durch Ministre des Armees Air, 
Paris; Erfinder: Guillaume Gay-Chatain , Saint-Etienne (Frankreich) ; 
Anmeldetag : 3. 10. 68 , Frankreich 27. 11 . 67 ; Offenlegungstag: 17.7. 69 ; 
Offenlegungsschrift Nr. 1 800826 ; Kl asse 61a , 29/30. 

Einschichti ge Sicht scheibe, insbesondere für Atemschutzmasken. 
Taucherm asken oder dgl. aus durchsichti gem Kunststoff 

Im Heft 9/67 ist auf Se ite 305 über eine einschichtige Sichtscheibe, 
insbesondere für Atemschutzmasken, Taucherm asken oder dgl. be­
richtet worden , die aus durchsichtigem Kunststoff besteht , wobei 
dieser Netzmittel enthä lt. Dieses kann z. B. in das Mater ial der 
Sich tscheibe bei der Herstellung der Scheibe ei ngearbei tet werden . 
Etwas Netzmittel befindet sich aber auch immer an der Oberfläche 
der Sichtscheiben, so daß diese benetzbar sind. Wird das Netzmittel 
an der Oberfl äche der Schich t während des Gebrauchs ausgewaschen, 
so diffundiert wei teres Netzmitte l aus dem Innern der Scheibe an 
die Oberfläche, so daß die Netzwirkung erha lten bleibt. Es wurde 
dort auch berich tet, daß als Netzmittel Substanzen d ienen können, 
d ie gleichzeitig die Eigenschaften von Weichmachern haben , die 
mög li chst wenig hydrophob bzw. mög lichst hydroph il sind. 

Die Erfindung betrifft eine weitere Ausbildung der dort besch rie­
benen einschichtigen Sichtscheiben und sie besteht darin , daß als 
Netzmittel ein in die Scheibe eingearbeiteter Weichmacher dient, 
der durch Wasser zu e inem Netzmitte l hydro l isie rt wird. Durch rlie 
erfindun gsgemäße Ausbildung ergibt sich der Vorteil , daß eine Sicht­
scheibe mit guten mechanischen Eigenschaften entsteh t , die zudem 
den weiteren Vorteil hat , daß in der Oberfläche der Sichtscheibe 
während des Gebrauchs ständig Netzmittel gebi ldet wird und dam it 
die Sichtscheibe beim Gebrauch nicht durch Kondenzwasser in trüber 
Schicht beschl agen wird. Der Zusatz ei nes weiteren Netzmittels kann 
dadurch entfallen . 

Für die erfindungsgemäßen Sichtscheiben können all e Weichmacher 
verwendet werden, die sich unter Einwirkung von Luft und Feuchtig­
kei t zu Netzmitte ln umsetzen . Vortei lhaft eignen sich dafür Sulfon­
säureester wie insbesondere das Vinylsulfonsäureeth ylester. 

Zur Herstellung der Sich tsche iben werden Pulver von Azetyl- und 
Butylce lluloseester mi t fünfzehn Prozent der angegebenen Weich­
macher vermischt und ve rschmolzen bzw. gesi ntert. Die Stoffe kön­
nen aber auch aus ei ner Lösung , beispielsweise aus einer Azeton­
lösung gegossen werden. Aus der Schmelze ode,r der Lösung oder 
dem Sinterungsprodukt werden in an sich bekannter Weise die Sicht­
sche iben hergeste llt , die sehr gute mechanische Eigenschaften 
haben. 

Anmelder: Drägerwerk, Hei nr. & Bernh . Dräger , 2400 Lübeck ; An­
meldetag : 31.8.66; Offenlegungstag : 29.5. 69 ; Offe",legungsschrift Nr. 
1 546499; Klasse 61 b, 1/02. 

Herste llung von Atemschutzhatbmasken aus flächenförmigem Staub­
filtermateria l 

Es ist ein halbmaskenförmig ausgebi ldetes Staubflilter bekannt , das 
e inen für sich abnehmbaren, an dem Staubfilter auf dessen dem Ge­
sicht des Trägers abgewendeten Se ite anliegenden Halterahmen auf­
weist , an dem Kopfbänder angesch lossen sind . Das Stau bf ilter be­
steht aus ei nem fl ächen förm igen Stau bfi lterm ateria l und ist mi t einem 
nach außen gebogenen Rand versehe n, in den der Hal terahmen ei n­
geleg t ist . Das Staubfilter kann - vorzugsweise in der Gegend des 
Mundes - zur Vergrößerung se iner Oberf läche im Querschnitt zick­
zackförmig gefaltet sei n. Zum Herstell en e ines so lchen Masken­
körpers wird das faseri ge Staubfiltermateri al in ei ne entsprechende 
Form eingebracht und unter Einwirkung von Wärme und Druck ZU 

einem zusammenh ängenden Körper verformt . Durch den ve rh ältni s­
mäßig losen Zusammen halt des Filtermaterials besteht die Gefahr, 
daß das Filter du rch äußeren mechani schen Ein fl uß zerstört wird . 



Beim Herstellen eines Filters mit zickzackförmigem Filterquerschnitt 
werden ferner durch das Einstülpen die Fasern an den FaltsteIlen 
auseinandergerissen oder gebrochen , wodurch sich die Abscheide­
leistung des Filters verr ingert. 
Der Erfindung liegt die Aufgabe zugrunde, diese Atemschutzhalb­
masken so zu verbessern, daß der Maskenkörper bei erhöhter Ab­
sCheideleistung trotzdem eine größere Steifigkeit aufweist. Erfin­
dungsgemäß wird diese Aufgabe durch Anwendung des Formgießens 
zum Herstellen des aus flächenförmigem Staubfiltermaterial beste­
henden Maskenkörpers gelöst. Ein Vortei I des Formgusses ist es , 
daß dem Maskenkörper jedmögliche Form gegeben werden kann. Ein 
weiterer Vorteil ei nes solchen durch Formgießen hergestellten Mas­
kenkörpers besteht darin, daß das Gefüg e des Filtermaterials seine 
homogene Struktur beibehält und dadurch eine Verbesserung der Ab­
scheide leistung erzielt wird. Außerdem ist die Steifigkeit des Mas­
kenkörpers so groß , daß keine zusätzl iche Halte- und Schutzvor­

richtungen erforderlich sind. 

5 
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Fig.1 
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Fig .2 

Die Atemschutzhalbmaske nach Fig . 1 besteht aus dem Masken­
körper 1, dessen in der Gegend des Mundes angeordnetes Vorder­
teil2 sternförmig ausgebildet und mit bis zum Dichtrand 3 verlaufen­
den Falten 4 versehen ist. Der Di cht rand ist verfestigt und vorzugs­
wei se mit einem aushärtbaren Bindemittel imprägniert. An ihm ist 
die Bänderung 5 befestigt . - Der Maskenkörper 1 der Atemschutz­
halbmaske nach Fig . 2 hat zur Vergrößerung seiner Oberfläche eine 
andere Querschnittsform. Er ist ebenfalls mit einer Bänderung 5 ver­
sehen . Die Atemschutzhalbmasken können mit einem Ausatemventi l , 
vo rzugsweise im sternförmig ausgebildeten Vorderteil, versehen se in . 

Anmelder: VEB Medizintechnik Leipzig , Leipzig ; Erfinder : Günter 
Bartsch und Wolfgang Dauer, Leipzig ; Anmeldetag : 29. 10. 66; Be­
kanntmachungstag : 26.6.69; Auslegeschrift Nr. 1 298420; Klasse 61a, 

29/10. 

.. AUS OlM 
ORAGlRWlRK 
Bei der Entwicklung von hochwirksamen ABC-Filtern kann 
das Drägerwerk auf langjährige Grundlagenforschung und 
Erfahrungen auf dem Gebiet des Filterbaus zurückgreifen. 
In Atemschutzmasken, Schutzräumen und Belüftungsanlagen 
sorgen Dräger-Fllter für Sicherheit vor Gasen, Dämpfen und 
Stäuben. 

Für den kombinierten Schutz vor chemischen Kampfstoffen, 
Bakterien und radioaktiven Substanzen stehen moderne 
Dräger-ABC-Filteranlagen von höchster Abscheideleistung 
zur Verfügung. 

Diese Dräger-Raumfilter entsprechen den "vorläufigen 
Richtlinien für die Lieferung und Abnahme von Belüftungs­
anlagen in Schutzräumen". 

Die Ausrüstung des Zivilschutzes erfordert Geräte, die im 
Katastrophenfall nach langer Lagerung sofort einsatzfähig 
sind. Dräger-Geräte halten stärksten Belastungen stand 
und sind den vielseitigen Einsatzzwecken des Zivilschutzes 
angepaßt. Wir liefern: 

Zivilschutzmaske 56 mit Filtereinsatz 
Preßluftatmer Modell DA 58/1600 
Kompressoren zum Füllen von Preßluftflaschen 
Gasspürgeräte 
Tragbare Schweiß- und Brennschneidgeräte 
Sauerstoff-Inhalatlonsgeräte 
Pulmotoren 
Resutatoren 
Orospiratoren 
Raumüberdruckmeßgeräte 

11 DRÄG E RW E RK 
LOBECK 
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Persönliches 

Dr. med. Ludwig Lendle 

Am 19. 8. 1969 verstarb im Alter von 70 Jahren in Göttingen 
Herr Professor Dr. Lendle, emeritierter ordent'licher Profes­
sor für Pharmakologie und Toxikologie der Universität 
Göttingen. 

Ludwig Lendle, geboren am 6. 2. 1899 in Wiesbaden, be­
stand im Juni 1917 hier sein Abitur und nahm bis Ende 1918 
noch als Soldat an den 'Schweren Kämpfen im Westen teil. 
Nach Kriegsende studierte er Med'izin in Frankfurt, Frei­
burg und Gießen, seine Promotion erfolgte 1923 in Gießen . 
Professor Lendle entschloß sich zu einer akademischen 
Laufbahn, er arbeitete an den Pharmakologischen Instituten 
in Kiel, ,dann in Leipzig und habilitierte sich auch hier 1928 
mit einer grundlegenden Arbeit über die Kombinations­
narkose. Bis 1935 als Oberass'istent am Pharmakologischen 
Institut in Berlin , wurde Lendle ein Jahr später nach Mün­
ster und 1943 auf den Leipziger Lehr'stuh l berufen . Hier 
mußte er ,die völlige Zerstörung seines Institutes bei einem 
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Luftangriff erleben, er selbst wurde verschüttet und schwer 
verletzt. 

Im Jahre 1949 erhielt Professor Lendle den Lehrstuhl für 
Pharmakologie an der Universität Göttingen , wo er 20 Jahre 
lang auf fast allen Gebiet der experimentellen Phar­
makologie und Toxikologie arbeitete, sei ne über 220 wissen­
schaftlichen Publik,ationen beweisen dies. Se in besonderes 
Interesse galt dabei den Wirkungen von Giften, den Ab­
wehrmöglichkeiten und der Entwicklung von Gegeng iften. 
Herr Professor Lendle ste llte seine reichen Erfahrungen 
auch in Fragen des Zivi lschutzes für Vorträge im Rahmen 
des Bundesamtes für zivilen Bevölkerungsschutz seit 1957 
zur Verfügung. Seine glänzende, auf hohem wissenschaft­
lichen Niveau stehende Vortragsweise wurde allgemein an­
erkan nt und geschätzt. Unermüdlich und lebhaft wirkte 
er noch bei einem Zivilschutz-Lehrgang für Medizinalbe­
amte am 7. Mai 1969 in Bad Godesberg. Niemand konnte 
ahnen, daß es <hier sein letzter Vortrag sein sollte. 

Es ist ihm für seinen unermüdlichen Einsatz, seine vor­
bil'dHche Hilfsbereitschaft, seinen 'großen Ernst, mit ,dem er 
den Gef,ahren eines Kri eges mit chemischen Waffen ent­
gegenzutreten versuchte , nur immer wieder zu danken . 

Die in dieser Rubrik gebrachten Nachrichten über Zivilschutz und sei ne Grenzgebiete stützen 
sich auf Presse- und Fachpressemeldungen des In- und Ausl andes. Ihre kommentarlose 
übernahme ist weder als Bestätigung ihrer sachlichen Ri chtigkeit noch als übereinstim­
mende Anschauung mit der Redaktion in allen Fällen zu werten, ihr Wert liegt vielmehr 
in der Stellungnahme der öffent li chen Meinung sowie der ve rschiedenen Fachsparten zum 
Zivilschutzprob lem. 

Das Forschungsprogramm in Oak Rldge zur 
Zivilverteidigung 

Über 150 Persönlichkeiten aus Wissenschaft, Industrie, Er­
ziehung und der Zivilverteidigung trafen sich am 8. und 
9. April in Oak Ridge, Tennesee, zur dritten Informations­
tagung über Fragen der Zivilverteidigung, die vom Oak 
Ridge National Laboratory veranstaltet wurde. Von den 
vierzehn von Angehörigen der Zivilverteidigung gehaltenen 
Vorträgen seien d,ie folgenden genannt : 

Te c h no log i e des Tun n e I bau s: In Oak Ridge 
wurd en Versuche mit einem unter starkem Druck stehenden 
Wasserstrahl durchgeführt, der das Gestein zerbrechen 
und durchdringen soll. Die Methode verspricht schnelleres 
Durchbohren. Der Dürchmesser des Wasserstrahis ist 2, 4 
und 6 mm bei einem Druck von 6000 psi. Über Versuche 
bei noch höherem Druck liegen Literaturergebnisse vor, 
über die ebenfalls berichtet wurde . Die zukünftigen Unter­
suchungen in Oak Ridge sollen in dieser Richtung ausge­
dehnt werden und außerdem verschiedene Gesteinsarten 
umfassen. 

Di e U n t erg rund b ahn i n Was hin g ton als 
S c hut z rau m : Die geplante Untergrundbahn in 
Washington könnte einem Drittel der Bevölkerung während 
der Stoßzeiten bei einer Warnzeit von 15 Minuten Schutz 
bieten , sofern die Anlagen so konzipiert werden , daß die 
einzelnen Abschnitte unabhängig voneinander durch Tore 
geschlossen werden können. Die zusätzli chen Kosten, die 
durch eine solche Doppelbeanspruchung entstehen, werden 
untersucht. 

Die Ziv ilv erteidigung in der Sowjetunion: 
Mrs. Joanne Levey gab einen ausführlichen Überblick über 
den derzeitigen Stand der Zivilverteidigung in der Sowjet­
union, wobei sie sich auf über 50 Orig inalquellen stützte. 
Sie behandelte folgende sechs Punkte und machte unmiß­
verständlich klar, mit welchem Ernst die Zivilverteidigung 
in der Sowjetunion betrieben wird : 

1. Totale Reorganisation der administrativen Seite des 
Programms, 

2. Obligatorischer Unterricht in den Schulen, 

3. Erstklassige Ausbildung der Kader der Zivilverteidigung, 

4. Aufstellung detai llierter und reali stischer Evakuierungs­
pläne, 

5. Realistische und den örtlichen Gegebenheiten ange­
paßte Zivilverteidigungsübungen , 

6. Verstärkte Aufkl ärung durch Rundfunk, Fernsehen und 
Tagespresse. 

Simulationsstudien der EMP-Wirkungen : 
Die offenen Probleme um den EMP (Elektromagnetischer 
Puls) werden durch den Gebrauch eines Simulators unter­
sucht. 

Leb e n s mit tel res e r v e n , Ver t eil u n gun d L a­
ger u n g : Die Bestände an gelagerten Lebensmitteln 
sind in den letzten Jahren erheblich gewachsen. In vi elen 
Gebieten außerhalb des Mittelwestens, des amerikanischen 
Brotkorbes, könnte es jedoch in einer Krisensituation zU 

örtlichen Verknappungen kommen, bedingt dadurch , daß 



es unmöglich ist, Lebensmittel aus den Überschußzentren 
in diese Gebiete zu bringen. 

An anderen Themen , die behandelt wurden , seien genannt : 
Nutzung der Reaktorwärme für die Städte; Behandlung 
fester radioaktiver Abfälle ; Krisenmanagement ; Die Berlin­
konfrontation 1961 ; Einstellung der amerikanischen Bevöl­
kerung zu dem Schutz durch antiballistische Raketen und 
zur Zivilverteidigung; Studien über Stoßreflektion in 
Nischen : Sterilisierung biologischer Aerosole : Verwundbar­
keit des Vieh bestandes und Rettung ; der Wiederaufbau 
Deutschlands : Lehren über den wirtschaftlichen Aufbau nach 
dem Kriege. 

Zivile und militärische Zusammenarbeit auf dem Gebiete 
des Gesundheitswesens in der Bundesrepublik 

Die Zweigleisigkeit der Organisation des zivilen und mili­
tärischen Sanitäts- und Gesundheitswesens kann im Ver­
teidigungsfail zu erheblichen Schwier'igkeiten in der ge­
sundheitlichen Förderung der Zivilbevölkerung und der 
Streitkräfte führen . Deshalb erscheint die Integrierung be­
st immter Arbeitsgebiete der z. Z. getrennten Dienste die 
günstigste, aber möglicherweise nicht zu realisierende 
Lösung zu sein. 

Da durch den ausschl'ießlichen Abschluß von Verwaltungs­
vereinbarungen kaum alle Schwierigkeiten beseitigt wer­
den können, schlägt Dr. Werner Borgolte, Ministerialrat im 
Bundesgesundheitsmin isterium , die Aufstelung eines gegen­
über beiden Sanitäts- und Gesundheitsdiensten weisungs­
befugten Lenkungsgremiums vor, das für die Koordinierung 
der Zusammenarbeit und der Angleichung gegenüber 
gru.ndsätzlichen Forderungen verantwortlich sein soll. 
Siehe auch Zivilschutz 32, 2, 45-46 (1968) 

Hubschraubereinsatz für den Transport Schwerverletzter 

Auf der 86, Tagung der Deutschen Gesellschaft für Chirur­
gie im April 1969 hoben E. Friedhoff (Köln), Kt. Herzog 
(Krefeld), M . Arnaud (Marseille) und H. W . Kirchhoff 
(Fürstenfeldbruck) in einer Sondersitzung über die chirur­
gische Erstversorgung am Unfallort berichtet. Diskutiert 
wurden dabei in erster Linie die Aufgaben während des 
Transports, die Nachrichtenübermittlung sowie die Be­
deutung des Hubschraubereinsatzes für den Transport 
Schwerverletzter. 

Dieser gründet sich auf Erfahrungen in Korea und Viet­
nam, Es hot sich gezeigt, daß durch schnellen Transport 
der Verl etzten die Mortalität wesentlich abnahm und eine 
Wundinfektion weniger häufig auftrat. Dabei ist ober 
nicht zu übersehen, daß die Ausbildung der Piloten mit 
größeren Kosten verbunden ist wie auch die Anschaffung 
der Hubschrauber und deren Wartung. Auch ist bei Nacht 
und ungünstiger Witterung ein Einsatz nicht möglich. 

Obwohl der Hubschrauber für den Transport Schwer­
verletzter Verwendung findet, ist die eigentliche Domäne 
des Hubschraubers der Sekundärtransport schon behan­
delter, erstversorgter Patienten, wie zum Beispiel Rücken­
marksverletzter. 

Bekämpfung der Meeresverschmutzung in der 
Bundesrepublik 

Die Deutsche Kommission für Ozeanographie hat im Juni 
den Entwurf des Ges,amtprogramms für die Meeresfor­
sChu.ng in der Bundesrepublik für den Zeitraum 1969- 1972 
beraten und gebilligt. Im Gesamtprogramm wird als künf­
tiger Schwerpunkt ·die Verhütung und Bekämpfung der 
Meeresverschmutzung genannt. 
Die Verhütung und Bekämpfung der Meeresverschmutzung 
stellt eine dringende Forschungsaufgabe dar, weil die Ge-
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fahr besteht, daß das Meer und vor allem seine Küstenge­
wässer durch industrielle und kommunale Abfälle verun­
rein igt werden können mit schädl ichen Folgen für das 
Leben im Meer, aber auch für ,den Menschen und nicht zu­
letzt für -die Wirtschaft. Im Schwerpunkt sollen na~urwissen­
schaftliche Disziplinen an der Erarbeitung der Grundlagen 
wie an speziellen Problemen der Meeresverschmutzung 
mitwirken. 

Zusammenarbeit bel der Bekämpfung von 
ölverschmutzungen der Nordsee 

Am 9. Juni ist ein Übereinkommen über Zusammenarbeit 
bei der Bekämpfung von ölverschmutzungen der Nordsee 
in Bonn unterzeichnet worden. Folgende Anliegerstaaten 
der Nordsee sind dem Abkomm en beigetreten : Belg ien, 
Dänemark, Frankreich, Großbritannien, Norwegen, Schwe­
den und die Bundesrepublik. Die Niederlande werden das 
Übereinkommen zu einem späteren Zeitpunkt unterzeich­
nen . Das Übereinkommen sieht vor, daß sich d ie Anl ieger­
staaten der Nordsee gegensei tig warnen , sobald öllachen 
bemerkbar wer-den und einen ständigen Informations- und 
Erfahrungsaustausch über Methoden der Bekämpfung der 
ölpest einleiten. 

Die Fluglärmbelastung 

Um die Fluglärmbelästigung auf Flugplatzanwohner zu be­
stimmen, muß ein Maßstab verwendet werd en, der einer­
seits die durchschnittlichen Lärmspitzen und andererseits 
die Häufigkeit der Flugbewegungen berücksichtigt. 

Am Institut für Hygiene und Arbeitsphysiologie der Eid­
genössischen Technischen Hochschule, Zürich , sind Unter­
suchungen zu diesem Fragenkomplex durchgeführt worden, 
Aus den bisherigen Untersuchungsergebn issen ist es 
schwierig , allgemeingültige Forderungen an den Lärm­
schutz für Flugplatzanwohner abzule iten . Die bisher durch­
geführten soziologischen Erhebungen in England und 
Frankreich hatten zum Teil übereinstimmende, zum Teil 
abweichende Resultate. Dagegen besteht eine gute Über­
einstimmung in den experimentellen psycho log ischen Un­
tersuchungen. Danach ist der Fluglärm außerhalb der Ge­
bäude (bei verschlossenen Fenstern) noch annehmbar, 
wenn er 95 PNdb nicht überschreitet. 

In der Tabelle werden einige Lärmgrenzwerte, wie sie sich 
aus den bisherigen Untersuchungen für die Regionalpla­
nung um neue Flugplätze ableiten lassen, zur Diskussion 
gestellt. Bei den heute bestehe :1 den Flugplätzen werden 
diese Grenzwerte häufig überschritten ; dabei si nd indivi­
duelle Klagen und Akt ionen pol itisch er Natur zu erwarten . 

Grenzrichtwerte für die Regionalplanung um Flugplätze 
(NNI-Werte von 0600-2200) 

> 50 NNI Industriebauten mit besonderen Schal lschutz-
(> 50 x 105 PNdb) maßnahmen und Kl imat isation in Bürotrakten. 

Lagerhäuser . 
Zonen militärischer oder landwirtschaftl icher 
Nutzung . 

41 - SO NNI Geschäftshäuser mit besonderen Schallsch utz-
(50 x 95 bis 105 PNdb) maßnahmen. 

Industr iegebäude und Gewerbebetr iebe. 

36 - 40 NNI Gemischte Zone. 
(SO x 90 bis 95 PNdb) (Geschäfte, Gewerbe und Wohnungen). 

Schulhäuser mit besonderen Schallsch utzmaß­
nahmen. 

25 - 35 NNI Wohnqua rt iere mi t zu mutbarer Flugl ärmbe-
(SO x BQ bis 90 PNdb) lastung. 

Schulhäuser. 
Spitäler mit besonderen Schallsch utzmaß­
nahmen. 

< 25 NNI Kurzone. 
« 50 x 80 PNdb) Sp itäler ohne beson dere Schallschutzmaß­

nahmen. 
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Ein neuer Wirkstoff gegen schwere Verbrennungen 

Als Todesursache schwerer Verbrennungen dominieren die 
Infektionen, die bi sher durch parenteral verabreichte Anti ­
biotika schwer zu bekämpfen waren . 
Im Gegensatz dazu zeig t ei n neuer Wirkstoff in Form 
des Sulfamylonazetats höchste Wirksamkeit. In fast zwei­
jährigen Behandlungsversuchen an 210 Verbren nungskran­
ken konnte durch eine lokoie Behandlung mit Sulfamylon 
eine weitgehende Verhütung von Infektionen durch Pseu­
domonas - aeruginosa Erreger erzielt werden. Die Sta­
phylococcus - aureus - haemolyticus - Infektionen wurden 
im Vergleich zu den Patienten ohne Sulfamylbehandlung 
um 75 Prozent reduzi ert. Al s beste Behandlungsmethode 
muß die der offenen Frühbehandlung mit Sulfamylon gei­
ten , d.h. ohne Verbände. Damit wurden die bakteriologisch 
wirksamsten Ergebnisse erzielt. Das Präparat hat eine 
geringe Toxizität, da es im Blut rasch desaminiert und 
abgebaut wird. 
Die Zahl der durch Infektionen verursachten Todesfälle 
nahm im Verg leich zu früheren Ergebnissen erheblich ab. 
Die W irksamkeit des Präparats war nach 2jähriger An­
wendungsdauer unverändert gut. Dr. Sch . 

Technik der natriumgekühlten Schnellen Reaktoren 

Die International e Atomenerg ie-Organisation (IAEO) veran­
staltet vom 23.-27. März 1970 in Monaco ein Symposion 
über Fortschritte in der Technik der natriumgekühlten 
Schnellen Reaktoren . Es kommen speziel le Fragen wie 
Komponenten des Primärkreises, Dampferzeuger, Strö­
mungsver·halten sowie Aufbau ,des Reaktorkern s und 
Sicherheitstechni,k zur Behandlung. 
Nähere Informationen werden durch das Bundesministerium 
für wissenschaftliche Forschung, Referat I B 4 gegeben. 

GMS 

Zweite Internationale Konferenz für Kerndaten für Reaktoren 

Die Internationale Atomenergie-Organisation (IAEO) führ! 
vom 15.-19. Juni 1970 in Helsinki ihre Zweite Konferenz für 
Kerndaten für Reaktoren 'durch, nachdem die Erste Kon­
ferenz vom 17.-21 . Oktober 1966 sich bewußt nu r auf das 
Gebiet der Neutronenphysik beschränkt 'hatte. Die Themen­
Hste für 1970 ist sehr umfangreich , so Allg emeines zum 
Bedarf an Kerndaten und ihre Verwendung ; Wirkungsquer­
schnitte und Methoden für die Präzisionsmessung von 
Kerndaten bei Neutronenreaktionen ; Kerndaten im Bereich 
der thermischen und der Resonanzenergie ; Beziehungen 
zwischen mikroskopischen und integralen Daten ; Probleme 
und Methoden der Auswert,ung ; neue Instrumente und 
Metho-den. 

Anmeldeformulare sind beim Bundesministerium für wi'ssen­
schaftliche For~ chung, Referat I B '4, ,anzufordern. 

Verfahren zur Ablrennung gelöster Stoffe aus Ihren 
Lösungen 

Bei der Beschreibung ,des Verfahrens wurde in Heft 6/69 
auf Seite 215 die Nummer des Schweizer Patents falsch 
angegeben. Sie muß ri chtig lau ten : 429610. GMS 

Starker MitglIederzuwachs bei der miHeldeutschen Zivil­

verteidigung - Allein in Halle über 10000 Angehörige 

Berlin , 12. September 69 - Die Zivilverteidigung, die seit 
einem Jahr in Mitteideutschland als " Teil der Landesver­
teidigung "neu organisiert, straff ausgerichtet und syste­
matisch ausgebaut wird , kann sich auf einen immer grö­
ßeren Kreis von aktiven Helfern stützen. -Der Chef der Zivil­
verteidigung des Bezi rkes Halle, Volkspolizei -Oberstleut­
nant Röder, führte diese Entwicklung darauf zurück, ,daß die 
Bereitschaft der mitteldeutschen Bevölkerung, "alles für ,den 
Schutz und die Verteidigung unserer Heimat zu tun ", 

gewachsen sei. Die Angehörigen der Zivilverteidigung seien 
deshalb heute schon weit besser in der Lage, bei eintre­
tend en Katastrophen schnell und wirksam zu helfen . 
Nach Angaben ,des " VP "-Otfiziers zähit die Zivilverteidigung 
allein im Bezirk Halle über 10000 Angehörige , so daß für 
die gesamte Sowjetzone mit über 100000 aktiven Helfern 
gerechnet werden kann . Ein großer Teil der akt iven Hel­
fer sind Frauen und Jugendl iche, da die Männer 'in vielen 
Fällen den SED-Kampfgruppen angehören . 
Die Zivilverteidigung soll im Falle einer militärischen Aus­
einandersetzung "den Schutz der Menschen , der Produk­
tionsstätten und der Versorgungseinrichtungen 'im gesamten 
ziviien Bereich " gewährleisten. Die Zivilverteidigung ver­
fügt nicht nur über die Sanitätszüge des Roten Kreuzes 
und die Einheiten des früher selbständigen Luftschutzes, 
sondern auch über zahlreiche radiolog isch-chemische Auf­
klärungs-, Bergungs- und Instandsetzungs- sowie Entgif­
tungstrupps . 

EInbeziehung der " DDR"-Studenten In die Zivllverlei jigung 

- Zivllverteidigungs-Lehrgänge " Bestandteil des Studiums" 

Im Zuge ,des Ausbaues der Zivilverteidigung in Mittel­
deutschland so ll auch ein großer Teil der Studenten in das 
seit 1968 im Aufbau befindliche "System der Zivilverteidi­
gung " einbezogen werden. An den mitteldeutschen Hoch­
schulen und Universitäten werden gegenwärtig erstmalig 
" Lehrgänge für Zivilverte idigung " ,durchgeführt, so bei­
spielsweise auch an der Techni schen Universität Dresden . 
Nahezu 1 100 Studentinnen und Studenten beteiligen sich 
dort an dem ,, 1. Lehrgang für Zivilverteidigung ". Der Rek­
tor der TU Dresden, Professor Fritz Liebscher, erklärte zur 
Eröffnung des Lehrgangs, diese Ausbildung sei ebenso 
wie die Lehrgänge zur vormilitärischen Ausbildung " ein 
Bestandteil des Studiums, Ehrenpflicht und Beitrag zur 
Stärkung der DDR " . 

Das "System der Zivilverteidigung " wird zentra l auf 
Bezirks-, Kreis- und örtlicher Ebene in enger Zusammen­
arbeit mit den bewa,tfneten Organen organisiert und sol l im 
Falle einer militärischen Au seinandersetzunJ " den Schutz 
der Menschen,der Produktionsstätten und der Versorgungs­
einrichtungen im gesamten zivilen Bereich " gewährleisten. 

SED fordert erhöhte Verteidigungsbereitschaft - Kritik an 

Cottbusser Betrieben. 

Zu erhöhter mili täri'scher Bereitschaft hat das Organ der 
SED-Bezirksle itung Co-ttbus, die " Lausitzer Rund schau" 
d ie "volkseigenen " Betri ebe der Lausitzer Bezirkshaupt­
stadt aufgefo-rdert. Unter Bezugnahme auf eine Anfang Juli 
stattgefundene militärpo-liti sche Ko-nferenz zur Erhöhung der 
Verteidigungsbereitschaft in der Stadt Cottbus erk lärte 
das Blatt, trotz konkreter Festlegungen werde militärischen 
Fragen immer noch ungenügende Aufmerksamkeit ge­
schenkt. In manchen Betrieben werde sogar die Landes­
vertei digung trotz der wachsenden Aggressivität der USA 
und Westdeutschlands un terschätzt und die Meinung ver­
treten , daß die Bet riebsangehörigen für die Ziviiverteidi­
gung zu alt und deshalb nicht mehr einsatzfähig seien. 
Die SED-Zeitung mei nt weiter, mi t diesem Argument sol le 
offenbar die mangelhafte politisch-i deologische Arbeit unter 
den Betriebsangehörigen vertuscht werden . Aufgabe der 
betriebs- und SED-Parteileitung sei es, hier "schnells;ens 
ei niges zu verändern ". 
In diesem Zusammenhang verlangte das SED-Organ, künf­
tig die gesamte Cottb'usser Bevölkerung über die Wohn­
bezi rksausschüsse der Nationalen Front verstärkt in d ie 
Zivilverteidigung einzubeziehen und "sie auf die Lösung 
der Aufgaben des Systems der Landesverteidigung syste­
matisch vorzubereiten" . 


